
	

	

	

	

	

	

 
	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	



	

	 2 
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Zusammenfassung 

Gewalt in Haft kann nicht nur eine schwerwiegende Verletzung der Menschenrechte 

einschließlich des Folterverbots darstellen, sondern ist häufig Teil eines viel 

umfassenderen und systematischeren Problems in Haftanstalten. In den meisten 

Fällen kann das Auftreten von Gewalt tatsächlich mit strukturellen Faktoren, wie 

beklagenswerten Lebensbedingungen in Haft, einem Mangel an Bediensteten, und 

langen Einschusszeiten in den Hafträumen, zusammenhängen. Diese Faktoren 

sowie die vorherrschenden kulturellen Normen und Einstellungen von Personen, die 

in der Justizanstalt arbeiten und leben, sind von äußerster Wichtigkeit.  

Dennoch beschränken sich viele Staaten und Strafvollzugsverwaltungen darauf, nur 

die Symptome und nicht die strukturellen Ursachen von Gewalt in Haft zu 

behandeln, sodass sie keine langfristige Lösung für das Problem bieten. In der Tat 

wird Gewalt oft nur durch die Schaffung eines regideren Gefängnisumfelds mit 

höherem Sicherheitsniveau begegnet, indem beispielsweise die Ausrüstung der 

Justizwachebeamt*innen (z. B. Pfefferspray oder andere Waffen sowie 

Schutzausrüstung, Körperkameras) verbessert oder neue Justizanstalten gebaut 

werden. 

Eine der wichtigsten Erkenntnisse dieses Projekts ist jedoch, dass Gewalt in Haft ein 

äußerst komplexes Phänomen ist. Daher müssen Richtlinien und Strategien, die 

diese wirksam verhindern sollen, über die direkten Ursachen jedes Gewaltvorfalls 

hinausgehen und einen ganzheitlichen Ansatz verfolgen. Dieser muss auch andere, 

weniger sichtbare Faktoren, die Gewalt ermöglichen, berücksichtigen. Aus diesen 

Gründen wird in diesem Handbuch eine umfassende Definition von Gewalt, die nicht 

nur direkte, sondern auch strukturelle und kulturelle Gewalt miteinschließt, 

verwendet. Nationale Präventionsmechanismen (NPMs) können in dieser Hinsicht 

eine wichtige Rolle spielen. Sie sind in der idealen Position die Umsetzung 

internationaler Standards hinsichtlich dem Verbot von Folter und Misshandlung zu 

überwachen. Die Rolle von NPMs ist umso wichtiger, weil sie aufgrund ihrer 

uneingeschränkten Befugnisse Zugang zu Haftanstalten, offiziellen 

Aufzeichnungen und Personen im Freiheitsentzug haben und daher überprüfen 

können, ob diese Standards gesetzlich und in der Praxis eingehalten werden.  
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Dieses Projekt stützt sich auf frühere Studien des Ludwig Boltzmann Instituts für 

Grund- und Menschenrechte.1 Insbesondere geht es davon aus, dass die 

Verbesserung der Haftbedingungen „zu Hause“ zu einem stärkeren gegenseitigen 

Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) beitragen 

kann. Auf dieser Grundlage konzentriert sich das Projekt darauf, wie NPMs zur 

Verbesserung von Haftbedingungen in der gesamten EU und zur Konsolidierung und 

Harmonisierung der Haftstandards beitragen können. Um NPMs bei ihrer Aufgabe 

zu unterstützen, soll dieses Handbuch als ein praktisches Instrument für ein 

besseres Verständnis folgender Schwerpunkte dienen:  

ü Gewalt in Haft und die damit verbundenen Risiken 

ü Die bestehenden internationalen Standards hinsichtlich Gewalt und deren 

Prävention  

ü Die Anwendung internationaler Standards in der Praxis und wie Gewalt wirksam 

kontrolliert und verhindert werden kann 

 

Das Handbuch wurde mit dem Ziel verfasst, NPMs für bestimmte Themen zu 

sensibilisieren, die im Verlauf des Projekts als wichtige Faktoren für die 

Verbesserung ihrer Arbeit und ihres Einflusses hinsichtlich der Prävention von 

Gewalt identifiziert wurden.  

Die Gesamtidee besteht darin, NPMs bei der Entwicklung von wirksamen 

Instrumenten für die Menschenrechtskontrolle und der Untersuchung der Ursachen 

von Gewalt, im Speziellen der indirekten oder verborgeneren Aspekte, wie z. B. 

strukturelle, situationsbedingte und kulturelle Faktoren die Gewalt ermöglichen, zu 

unterstützen. Zu diesem Zweck finden sich in diesem Handbuch innovative 

Methoden wie das Stellen von systemischen Fragen und die wertschätzende 

Erkundung. Sie sind für das Monitoring von Gewalt und deren Prävention besonders 

wirksam. Wir hoffen, dass das Handbuch die Arbeit von NPMs in Bezug auf 

Gewaltprävention in Haft unterstützt und letztendlich auch zu einer Verbesserung 

von Haftbedingungen in der EU führt.  

	
1	Ludwig	Boltzmann	Institut	für	Menschenrechte	und	Umsetzungszentrum	für	Menschenrechte,	Verbesserung	der	Wirkung	
Nationaler	Präventionsmechanismen.	Strengthening	the	Follow-up	on	NPM	Recommendations	in	the	EU:	Strategic	
Development,	Current	Practices	and	the	Way	Forward	(2015);	Ludwig	Boltzmann	Institut	für	Menschenrechte	und	
Europäische	Rechtsakademie	(ERA),	The	Future	of	Mutual	Trust	and	the	Prevention	of	Ill-treatment	-	Judicial	cooperation	
and	the	Engagement	of	National	Preventive	Mechanisms	(2017).	
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1. Einführung 

Eine Projekteinführung: NPMs als Akteure für eine Veränderung der Haftbedingungen in der EU  

 

Hintergrund des Projekts 

Dieses Handbuch wurde im Rahmen des EU-Projekts „Verbesserung der justiziellen 

Zusammenarbeit in der EU durch harmonisierte Haftstandards - Die Rolle Nationaler 

Präventionsmechanismen“ verfasst, das vom Ludwig Boltzmann Institut für Grund- und 

Menschenrechte in Zusammenarbeit mit dem Verein Antigone, dem Bulgarischen Helsinki 

Komitee und dem Ungarischen Helsinki Komitee umgesetzt wurde. 

Die jüngste Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) 

sowie Empfehlungen internationaler und nationaler Organisationen zur Folterverhütung 

zeigen, dass kein Mitgliedstaat (MS) der Europäischen Union (EU) das Problem der 

Misshandlung oder unmenschlicher Behandlung in Justizanstalten beseitigt hat und, dass es 

erhebliche Unterschiede zwischen den Strafsystemen innerhalb der EU gibt.2 Dies stellt die 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit der EU vor große Herausforderungen. Richter*innen 

müssen überprüfen, ob die Grundrechte, insbesondere das Verbot von Folter und anderer 

Formen unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung, eingehalten werden, 

bevor sie Urteile mit Bezug auf die Instrumente der gegenseitigen Anerkennung fällen 

können.3 Die neuesten verfügbaren Statistiken zum Europäischen Haftbefehl (EAW) sind 

beispielhaft: Allein in den Jahren 2017-2018 haben EU-Mitgliedstaaten die Vollstreckung in 

fast zweihundert Fällen in Berufung auf die Grundrechte verweigert.4 Die Vereinbarkeit der 

Haftbedingungen mit den grundlegenden Menschenrechten ist daher ein großes Problem, 

das über nationale Grenzen ragt und für die EU von hoher praktischer Relevanz ist. 

Verbindliche EU-Mindeststandards für Haftbedingungen werden dringend gebraucht. Da 

	
2	Siehe	Europäischer	Gerichtshof	für	Menschenrechte	(EGMR),	‘The	European	Court	of	Human	Rights	in	Facts	and	Figures:	
2019’	(2020)	10-11.	In	den	Mitgliedstaaten	des	Europarates	gibt	es	180	Fälle	von	Verstößen	gegen	Artikel	3	der	Europäischen	
Menschenrechtskonvention	 (EMRK),	 von	denen	 70	 (wie	 im	 Text	 korrekt	 angegeben)	 EU-Länder	 betreffen.	Diese	 70	 Fälle	
führen	zu	55	direkten	Fällen	von	Folter	oder	Misshandlung	(gemäß	Artikel	3),	10	Fällen,	in	denen	Staaten	keine	wirksamen	
Ermittlungen	durchgeführt	haben	(gemäß	Artikel	3),	und	5	Fällen,	in	denen	ein	bedingter	Verstoß	festgestellt	wurde	(gemäß	
Artikel	2/3).	
3	Relevante	EU-Instrumente	sind:	Rat	für	Justiz	und	Inneres	(JI-Rat),	Rahmenbeschluss	des	Rates	vom	13.	Juni	2002	über	den	
Europäischen	Haftbefehl	und	die	Übergabeverfahren	(2002/584/JI),	Erwägungsgrund	12;	und	der	JHA-Rat,	Rahmenbeschluss	
des	 Rates,	 über	 die	 Anwendung	 des	 Grundsatzes	 der	 gegenseitigen	 Anerkennung	 auf	 Urteile	 in	 Strafsachen,	 in	 denen	
Freiheitsstrafen	oder	Maßnahmen	mit	Freiheitsentzug	zum	Zwecke	ihrer	Durchsetzung	in	der	Europäischen	Union	verhängt	
werden,	27.	November	2008,	2008/909/JI,	Erwägungsgrund	13	und	Artikel	3.	Siehe	auch	Gerichtshof	der	Europäischen	Union	
(EuGH),	Aranyosi	und	Căldăraru;	Verbundene	Rechtssachen	C-404/15	und	C-659/15	PPU,	5.	April	2016;	EuGH,	ML,	C-220/18	
PPU,	25.	 Juli	2018;	EuGH,	Dumitru-Tudor	Dorobantu.	C-128/18,	15.	Oktober	2019;	und	für	einen	detaillierteren	Überblick	
EUROJUST,	‘Case	law	by	the	Court	of	Justice	of	the	European	Union	on	the	European	Arrest	Warrant’	(2020).	
4	Europäische	Kommission,	‘Replies	to	Questionnaire	on	Quantitative	Information	on	the	Practical	Operation	of	the	European	
Arrest	Warrant	–	Year	2018’,	(2020)	SWD	(2020)	127	final,	6.	



	

	 10 
	

jedoch der politische Wille zur deren Umsetzung derzeit fehlt, werden in diesem Projekt 

alternative Wege zur Erleichterung der Konsolidierung und Harmonisierung von 

Haftstandards untersucht, zumindest, soweit dies ohne Maßnahmen der EU realistisch 

möglich ist. Das Projekt untersucht daher die Rolle Nationaler Präventionsmechanismen 

(NPMs) bei der Verbesserung der Haftbedingungen in der gesamten EU, wobei von der 

Annahme ausgegangen wird, dass die Verbesserung der Haftbedingungen „zu Hause“ zu 

einem stärkeren gegenseitigen Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten beitragen kann. 

NPMs sind in einer idealen Position, um die Umsetzung internationaler Standards in Bezug 

auf das Verbot von Folter und Misshandlung zu beobachten. Die Rolle von NPMs ist umso 

wichtiger, da sie aufgrund ihrer uneingeschränkten Befugnisse Zugang zu Haftanstalten, 

offiziellen Aufzeichnungen und Personen im Freiheitsentzug haben und daher überprüfen 

können, ob diese Standards gesetzlich und in der Praxis eingehalten werden.5 Laut dem 

Unterausschuss der Vereinten Nationen für die Verhütung von Folter andere grausame, 

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (SPT) „umfasst bzw. sollte die 

Prävention von Folter und Misshandlung so viele wie möglich von jenen Dingen umfassen, die in 

einer bestimmten Situation dazu beitragen können, die Wahrscheinlichkeit oder das Risiko von 

Folter oder Misshandlung zu verringern. Ein solcher Ansatz erfordert…, dass auch eine gesamte 

Bandbreite anderer Faktoren berücksichtigt wird, die für die Erfahrung und Behandlung von 

Personen relevant sind, denen die Freiheit entzogen wurde, und die naturgemäß kontextspezifisch 

sein werden.“6  

Dies bedeutet, dass NPMs ein umfassendes Mandat haben, das es ihnen ermöglicht, alle 

Faktoren zu ermitteln, die in konkreten Fällen für die Verhütung von Folter und 

Misshandlung relevant sein können - und daher auch die grundsätzlichen Ursachen für 

Probleme ermitteln können. Deshalb können und sollten NPMs Schritte über eine bloße 

Überprüfung und Kontrolle hinaussetzten. Sie sollten vielmehr Empfehlungen zur 

Verringerung der Wahrscheinlichkeit oder des Risikos von Folter und Misshandlung 

vorschlagen, die den Staat bei der Identifizierung zukunftsweisender Lösungen und 

positiven Veränderungen unterstützen sollen. Infolgedessen können NPMs für die 

Einhaltung und Harmonisierung der EU-Standards für Haftbedingungen eine Schlüsselrolle 

spielen. 

 

	
5	Unterausschuss	zur	Verhütung	von	Folter	und	anderer	grausamer,	unmenschlicher	oder	erniedrigender	Behandlung	oder	
Bestrafung	(SPT),	‘The	Approach	of	the	Subcommittee	on	Prevention	of	Torture	to	the	Concept	of	Prevention	of	Torture	and	
Other	Cruel,	Inhuman	or	Degrading	Treatment	or	Punishment	under	the	Optional	Protocol	to	the	Convention	against	Torture	
and	Other	Cruel,	Inhuman	or	Degrading	Treatment	or	Punishment’(2010)	CAT/OP/12/6,	§	4.	
6Ibid.,	§	3.	
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Ziele des Projektes 

Um die Arbeit der NPMs zu unterstützen, wurden im Rahmen dieses Projekts eine Reihe von 

Handbüchern erstellt. Diese Handbücher beinhalten die relevanten internationalen 

Standards und bieten eine Anleitung zur Menschenrechtskontrolle von Haftbedingungen.  

Die Handbücher sind als praktisches Hilfsmittel für NPMs gedacht und sollen zu einem 

besseren Verständnis hinsichtlich folgender Punkte beitragen:  

ü Sensibilisierung bezüglich der vier Themenbereiche und den damit verbundenen Risiken 

für Folter und Misshandlung 

ü Die internationalen Standards rund um die ausgewählten Themenschwerpunkte  

ü Die praktische Anwendung dieser internationalen Standards und wie ihre Einhaltung 

wirksam kontrolliert werden kann 

Insgesamt zielt das Projekt darauf ab, NPMs bei der Unterbreitung von Empfehlungen zur 

Verringerung von Folter oder Misshandlung zu unterstützen und so schlussendlich zu 

Haftbedingungen in der EU beizutragen, die in völliger Übereinstimmung mit den 

Grundrechten stehen.  

Projektmethodik 

Das EU-finanzierte Projekt begann im Januar 2019 und umfasste vier Themenbereiche, die 

auf Grundlage der Ergebnisse früherer Projekte und im direkten Austausch mit EU-NPMs 

identifiziert wurden. Unter der Gesamtkoordination des Ludwig Boltzmann Instituts für 

Grund- und Menschenrechte war jeder Projektpartner für die Erforschung eines bestimmten 

Themenbereichs verantwortlich, nämlich: das Ludwig Boltzmann Institut für Grund- und 

Menschenrechte für Gewalt in Haft, das Ungarische Helsinki Komitee für Ansuchen und 

Beschwerden, das Bulgarische Helsinki Komitee für Inhaftierte in einer schutzbedürftigen 

Situation und der Verein Antigone für Einzelhaft.  

Das Projekt begann mit einer Sekundärforschungsphase zur Anwendung der bestehenden 

internationalen Standards und wie EU-NPMs zur Entwicklung der Standards in den vier 

Themenbereichen beitragen.7 Die Forschung begann nach einer kurzen ersten Befragung der 

NPMs, um den Projektfokus zu konkretisieren.8 Im Rahmen des Projekts fanden zahlreiche 

Konsultation statt. Vertreter*innen von NPMs und andere Expert*innen tauschten ihre 

Erfahrungen und „Good Practice“ im Rahmen von vier Workshops, jeweils einem pro 

	
7	Das	Projekt	umfasste	22	EU-Mitgliedstaaten.	4	EU-Mitgliedstaaten	(Belgien,	Irland,	Lettland	und	die	Slowakei)	wurden	nicht	
erfasst,	da	sie	das	OPCAT	noch	nicht	ratifiziert	haben.	2	EU-Mitgliedstaaten	(Dänemark	und	das	Vereinigte	Königreich)	wurden	
nicht	erfasst,	da	sie	nicht	am	Justizprogramm	der	Europäischen	Kommission	teilnehmen.	Das	Vereinigte	Königreich	ist	am	31.	
Januar	2020	aus	der	EU	ausgetreten	und	ist	daher	seit	dem	1.	Februar	2020	kein	EU-Mitgliedstaat	mehr.	
8	Die	Online-Umfrage	wurde	im	März	2019	durchgeführt.	14	von	22	NPMs	nahmen	teil.	
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Themenbereich, sowie in einer Abschlusskonferenz aus, die am 3. und 4. November 2020 

stattfand.9 Darüber hinaus führte jeder Projektpartner zahlreiche bilaterale Interviews mit 

Vertreter*innen der NPMs sowie anderen nationalen oder internationalen Expert*innen und 

Praktiker*innen.  

Die Projektergebnisse führten zu vier thematischen Handbüchern. Obwohl enge 

Verbindungen zwischen ihnen bestehen, hielt es das Konsortium für erforderlich, vier 

separate Handbücher zu schaffen, um die spezifischen internationalen Standards und 

Herausforderungen des Monitorings für jeden Themenbereich eingehend zu behandeln. 

Dementsprechend wurde jedes Handbuch von den Mitarbeiter*innen des für das jeweilige 

Thema zuständigen Projektpartners verfasst. Die Handbücher werden von dem Dossier 

‚Systemisches Denken in der präventiven Menschenrechtskontrolle‘ ergänzt, das ebenfalls 

vom Ludwig Boltzmann Institut für Grund- und Menschenrechte erstellt wurde. Es 

untersucht, wie der systemische Ansatz in der Arbeit der Nationalen 

Präventionsmechanismen angewendet und dadurch ihr Einfluss verbessert werden könnte.  

 

Einführung in das Handbuch: Menschenrechtskontrolle von Gewalt in Haft 

Es gibt keine EU-weite Studie zu Gewalt in Haft, daher ist es schwierig, die Gesamtsituation 

im EU-Raum zu bewerten. Verschiedene Quellen weisen jedoch eindeutig auf eine stete 

Zunahme gewalttätiger Vorfälle in Justizanstalten in der gesamten Europäischen Union hin.10  

Gewalt in Haft kann nicht nur eine Reihe schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen, 

einschließlich Folter und Misshandlung, darstellen sondern ist häufig ein Symptom für viel 

umfassendere und systemische Probleme in Strafanstalten. In den meisten Fällen kann das 

Auftreten von Gewalt tatsächlich mit anderen Ursachen in Verbindung gebracht werden, wie 

z. B. beklagenswerten Lebensbedingungen, einem Mangel an Bediensteten und langen 

Einschlusszeiten in den Hafträumen, sowie den kulturellen Normen und Haltungen von 

Personen, die in der Justizanstalt arbeiten und leben. All diese Faktoren sind von äußerster 

Wichtigkeit, doch viele Staaten und Strafvollzugsverwaltungen beschränken sich darauf, nur 

	
9		Der	erste	Workshop	„Behandlung	bestimmter	Gruppen	Insass*innen	in	einer	schutzbedürftigen	Situation“	fand	vom	18.	bis	
19.	November	2019	in	Sofia	statt.	Der	zweite	Workshop	„Isolation	und	Einzelhaft	in	der	Justizanstalt“	fand	vom	27.	bis	28.	
Januar	 2020	 in	 Rom	 statt.	 Der	 dritte	 Workshop,	 „Ansuchen,	 Beschwerdeverfahren	 und	 das	 Recht	 auf	 Information	 in	
Justizanstalten“	 fand	 aufgrund	 der	 Covid-19-Pandemie	 vom	 27.	 bis	 30.	 April	 2020	 online	 statt.	 Der	 vierte	 Workshop	
„Präventive	Überwachung	von	Gewalt	in	Haft“	fand	ebenfalls	online	am	20.	und	27.	Mai	und	3.	Juni	2020	statt.	Darüber	hinaus	
fand	im	Juli	2020	eine	Online-Beratung	zum	systemischen	Ansatz	der	NPM-Arbeit	statt.	
10		Eurostat-Statistik	erklärt,	‘Prison	Statistics:	Overcrowding	and	Empty	Cells’	(Juli	2020).	
<https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Prison_statistics#Overcrowding_and_empty_cells>;	
Europäisches	Komitee	zur	Verhütung	von	Folter	(CPT),	‘27th	General	Report	of	the	CPT’	Activities,	1	January	–	31	December	
2017’	(2018)	CPT/Inf(2018)4,	16ff;	Agentur	der	Europäischen	Union	für	Grundrechte	(FRA),	Criminal	Detention	Conditions	in	
the	European	Union:	Rules	and	Reality	 (Amt	 für	Veröffentlichungen	der	Europäischen	Union	2019)	43;	CPT,	 ‘28th	General	
Report	of	the	CPT’s	Activities,	1	January	-	31	December	2018’	(2019)	CPT/Inf(2019)9,	18	ff;	CPT,	‘29th	General	Report	of	the	
CPT’s	Activities,	1	January-31	December	2019’	(2020)	CPT/Inf(2020)17,	22ff.	
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die Symptome und nicht die Ursachen dieses komplexen Problems zu behandeln, und bieten 

daher keine langfristige Lösung des Problems.  

Um die Gewalt in Haft zu verstehen und sie wirksam zu verhindern, muss man jedoch über 

die direkten Ursachen jedes Vorfalls hinausblicken und einen ganzheitlichen Ansatz 

verfolgen, der auch die zugrunde liegenden Faktoren berücksichtigt, die Gewalt ermöglichen, 

wie z. B. strukturelle, situationsbedingte und kulturelle Probleme.  

NPMs können in dieser Hinsicht eine wichtige Rolle spielen. In der Praxis ist es jedoch keine 

leichte Aufgabe, ein komplexes Phänomen wie Gewalt zu kontrollieren und seine Formen und 

Ursachen sowie die für seine Prävention relevanten internationalen Standards zu 

identifizieren. Dieses Handbuch ist daher als praktischer Leitfaden zur Unterstützung von 

NPMs gedacht, die planen, Gewalt in ihren jeweiligen Ländern zu bekämpfen.  

Nach der allgemeinen Einführung zielt Teil 2 darauf ab, Gewalt zu definieren und einen 

Überblick über ihre Hauptformen, Ursachen und begünstigende Faktoren zu geben. Teil 3 

veranschaulicht die internationalen rechtlichen Standards, die für die Prävention von Gewalt 

in Haft relevant sind. Teil 4 bietet einen Überblick über die Monitoring-Instrumente, die 

NPMs zur Prävention von Gewalt einsetzen können. Schließlich enthält der vierte Teil 

konkrete praktische Leitlinien für die wirksame Menschenrechtskontrolle von Gewalt in Haft 

und ihre Prävention. Teil 5 enthaltenen Leitlinien zielen darauf ab, NPMs für bestimmte 

Themen und Methoden zu sensibilisieren, die sich nach den Projektergebnissen als 

besonders wirksam für die Menschenrechtskontrolle von Gewalt und seine Prävention 

erwiesen haben. 

  

Wie in der Projektmethodik angegeben, basieren die Ergebnisse dieses Handbuchs auf 

Sekundärforschung und Konsultationen mit NPMs und Expert*innen, die vom Ludwig 

Boltzmann Institut für Grund- und Menschenrechte durchgeführt wurden. Zusätzlich 

wurden bilaterale Interviews mit Vertreter*innen der NPMs von Österreich, Estland, 

Frankreich, Großbritannien, Portugal und Rumänien sowie etlichen Expert*innen 

durchgeführt.  
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2. Gewalt in Haft verstehen 

 

2.1. Die Definition von Gewalt  

Nach der Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist Gewalt „[d]er absichtliche Gebrauch von 

angedrohtem oder tatsächlichem körperlichem Zwang oder physischer Macht gegen die eigene 

oder eine andere Person, gegen eine Gruppe oder Gemeinschaft, der entweder konkret oder mit 

hoher Wahrscheinlichkeit zu Verletzungen, Tod, psychischen Schäden, Fehlentwicklung oder 

Deprivation führt.“11 Diese Definition von Gewalt umfasst körperliche Gewalt, aber auch die 

Androhung von physischer Gewalt, sexueller Gewalt, psychischem Schaden oder 

Manipulation. Unter „Machtgebrauch“ versteht man auch Handlungen, die sich aus 

Machtverhältnissen ergeben, wie Vernachlässigung oder Unterlassungshandlungen, die 

nicht immer direkt sichtbar sind. 

 

Wenn man von Gewalt in Haft hört, denkt man zuerst an körperliche Gewalt. Insbesondere 

bei der Prävention von Gewalt in Haftanstalten ist es jedoch wichtig, Gewalt aus einer 

ganzheitlichen Perspektive zu betrachten und alle relevanten Faktoren zu berücksichtigen, 

die zu ihrem Auftreten beitragen. Dieses Handbuch verwendet daher eine weite Definition 

von Gewalt, die nicht nur direkte, sondern auch strukturelle und kulturelle Gewalt umfasst.12  

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Das Dreieck der Gewalt 

2.1.1. Direkte Gewalt 

Direkte Gewalt wird immer direkt von einem Angreifer ausgeübt, der beabsichtigt, anderen 

physisch (z.B. durch Schläge, Mord, Übergriffe, übermäßigen Einsatz von Gewalt) oder 

	
11	WHO,	Weltbericht	 Gewalt	 und	 Gesundheit	 (2002)	 6.	 Dieselbe	 Definition	 wird	 teilweise	 zur	 Definition	 von	 Gewalt	 im	
Europarat	(CoE),	im	Ministerkomitee	(CM)	und	in	der	Recommendation	CM/REC	(2014)3	Concerning	Dangerous	Offenders	
verwendet	(2014)	CM/Rec	(2014)	3	[im	Folgenden:	CM/Rec	(2014)	3].	
12	Johan	Galtung,	‘Violence,	Peace,	and	Peace	Research’	(1969)	6(3)	Journal	of	Peace	Research	(JPR)	167–191.	
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psychisch (z. B. durch Mobbing,13 Demütigung, Diskriminierung) Schaden zuzufügen oder 

Dinge zu beschädigen. Direkte Gewalt umfasst auch sexuelle Gewalt (z. B. sexuelle 

Handlungen, die von einer Person durch Zwang gegen eine andere Person begangen 

werden)14 und geschlechtsspezifische Gewalt (z. B. jede Art von Gewalt, die gegen eine Person 

oder eine Gruppe von Personen aufgrund ihres tatsächlichen oder wahrgenommenen 

Geschlechts oder ihrer sexuellen Orientierung und/oder Geschlechtsidentität ausgeübt 

wird)15.  

 

Die WHO nennt drei Kategorien von Opfer-Täter*innen-Beziehungen: 

• Selbstverletzung – Gewalt gegen sich selbst (z. B. Suizid und Selbstverletzung, 

Verwahrlosung) 

• Zwischenmenschliche Gewalt – Gewalt, die von einer Person gegen eine andere 

begangen wird  

• Kollektive Gewalt – Gewalt, die von einer Gruppe von Personen gegen eine oder 

mehrere Personen begangen wird (z. B. Bandengewalt, Gewalt im Zusammenhang mit 

religiösen Konflikten, Kämpfe zwischen verschiedenen Flügeln der Justizanstalt, 

Unruhen, übermäßiger Einsatz von Gewalt durch Einsatzgruppen) 

 

Im Kontext einer Justizanstalt können zwischenmenschliche Gewalt und kollektive Gewalt 

weiter kategorisiert werden: 

• Gewalt unter inhaftierten Personen  

• Gewalt von inhaftierten Personen gegen Bedienstete  

• Gewalt durch Bedienstete gegen inhaftierte Personen  

	
13	Her	Majesty’s	Prison	Service	(HMPS),	Prison	Service	Order	2750:	Violence	Reduction	(2004)	PSO	2750,	in	dem	Mobbing	wie	
folgt	 definiert	 wird:	 „Verhalten,	 das	 durch	 den	 Wunsch	 motiviert	 ist,	 jemanden	 zu	 verletzen,	 zu	 bedrohen	 oder	 zu	
erschrecken.	 Es	 kann	 physisch,	 verbal,	 psychisch,	 emotional	 oder	 wirtschaftlich	 sein	 und	 sehr	 subtil.	 Es	 handelt	 sich	
normalerweise	 um	wiederholtes	 Verhalten,	 das	 nicht	 provoziert	 wird	 und	 dem	Opfer	 Angst	 oder	 Schaden	 zufügen	 soll.	
Mobbing	 kann	 nicht	 gegenseitig	 erfolgen:	 Es	 ist	 immer	mit	 einem	Machtungleichgewicht	 verbunden.	 Dies	 unterscheidet	
Mobbing	von	Kämpfen	und	Übergriffen.“	
14	Siehe	das	 Internationale	Komitee	vom	Roten	Kreuz	 (IKRK),	 ‘Sexual	Violence	 in	Detention’	 (2017),	wo	das	 IKRK	 sexuelle	
Gewalt	in	Haft	wie	folgt	definiert:	„Der	Begriff	„sexuelle	Gewalt“	wird	verwendet,	um	Übergriffe	sexueller	Art	von	einer	Person	
gegenüber	 einer	 anderen	 durch	 Zwang	 zu	 beschreiben.	 Zwang	 kann	 durch	 Umstände	 wie	 Angst	 vor	 Gewalt,	 Nötigung,	
Bedrängnis,	 Androhung	 von	 Gewalt,	 psychologische	 Unterdrückung	 oder	 Machtmissbrauch	 verursacht	 werden.	 Sexuelle	
Gewalt	umfasst	auch	sexuelle	Handlungen,	die	unter	Ausnutzung	eines	Zwangsumfelds	oder	der	Unfähigkeit	einer	Person,	
eine	echte	Einwilligung	zu	erteilen,	begangen	werden.“	
15	 Ausschuss	 für	 die	 Beseitigung	 der	 Diskriminierung	 der	 Frau	 (CEDAW),	 „Allgemeine	 Empfehlung	 Nr.	 35	 zu	
geschlechtsspezifischer	Gewalt	gegen	Frauen,	Aktualisierung	der	Allgemeinen	Empfehlung	Nr.	19“	(2017)	CEDAW/C/GC/35;	
Übereinkommen	zur	Verhütung	und	Bekämpfung	von	Gewalt	gegen	Frauen	und	häuslicher	Gewalt	(angenommen	am	7.	April	
2011,	in	Kraft	getreten	am	1.	August	2014)	(Übereinkommen	von	Istanbul)	Artikel	3:	„Geschlechtsspezifische	Gewalt	gegen	
Frauen	bedeutet	Gewalt,	die	gegen	eine	Frau	gerichtet	ist,	weil	sie	eine	Frau	ist	oder	die	Frauen	überproportional	betrifft“;	
sowie	 das	 Ständige	 Interinstitutionelle	 Komitee	 (IASC),	 „Leitlinien	 für	 geschlechtsspezifische	 Gewaltinterventionen	 in	
humanitären	Einrichtungen:	Schwerpunkt	auf	Prävention	und	Reaktion	auf	sexuelle	Gewalt	in	Notfällen“	(2005)	7,	das	Gewalt	
als	 „Überbegriff	 für	 jede	 schädliche	 Handlung,	 die	 gegen	 den	 Willen	 einer	 Person	 begangen	 wird	 und	 die	 auf	 sozial	
zugeschriebenen	(geschlechtsspezifischen)	Unterschieden	zwischen	Männern	und	Frauen	beruht“	beschreibt	(2005).	Diese	
Definition	wurde	auch	vom	Flüchtlingshochkommissariat	der	Vereinten	Nationen	(UNHCR)	übernommen.	
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2.1.2. Strukturelle Gewalt 

Strukturelle Gewalt (oder indirekte Gewalt) impliziert systematische, strukturelle oder 

institutionelle Methoden, mit denen Menschen daran gehindert werden, auf die Ressourcen 

zuzugreifen, die zur Deckung ihrer Grundbedürfnisse erforderlich sind, und „die 

Lebensqualität zu erreichen, die ansonsten möglich gewesen wäre“.16 Justizanstalten sind 

also per se Orte struktureller Gewalt, da die „Autonomie und Wahlmöglichkeiten in den 

Justizanstalten stark eingeschränkt sind, menschliches Wohlbefinden, Potenziale und 

Entwicklungen untergraben werden, Schutz- und Sicherheitsgefühle schwach ausgeprägt 

sind und menschliche Bedürfnisse systematisch durch die restriktive und ungleiche 

Verteilung von Ressourcen abgesprochen werden“.17  

 

Beispiele für strukturelle Gewalt in Haft sind häufig mit unzureichenden Haftbedingungen 

verbunden. Dies umfasst das Fehlen von abgetrennten Toiletten im Haftraum, Überbelegung 

und unzureichenden Wohnraum, Personalknappheit, mangelnde Privat- und Intimsphäre, 

Budgeteinschränkungen, übermäßige Nutzung von Sicherheitsbeschränkungen und 

unzureichenden persönlichen Besitz, unzureichenden Zugang zu Bildungs- und 

Behandlungsprogrammen, sowie zu Arbeitsmöglichkeiten, religiösen Aktivitäten, Sport- 

und anderen Freizeitangeboten, unzureichende Ausbildung der Bediensteten sowie 

eingeschränkte sinnvolle zwischenmenschliche Kontakte und Beziehungen. Darüber hinaus 

liegt strukturelle Gewalt vor, wenn Regeln oder Strafen unverhältnismäßig angewendet 

werden oder wenn sie eine inhaftierte Person oder Personengruppe diskriminieren. 

 

2.1.3. Kulturelle Gewalt 

Kulturelle Gewalt hat ihre Wurzeln in den Werthaltungen, der Religion und der Ideologie 

einer Gesellschaft. Sie besteht, wenn soziale Normen direkte oder strukturelle Gewalt 

rechtfertigen oder legitimieren. In einer Justizanstalt spielt sie eine Schlüsselrolle bei der 

Normalisierung von gewalttätigem Verhalten oder Vernachlässigung, bei der Prägung des 

Umgangs mit Konflikten und der Frage, ob Gewalt in Haft befeuert, geduldet oder verurteilt 

wird. Kulturelle Gewalt kann eine zynische Haltung des Personals gegenüber Inhaftierten, 

das Gefühl der Überlegenheit einer Gruppe gegenüber der anderen, eine Kultur des „sie gegen 

uns“ sowie eine Sprache oder Symbole umfassen, die innerhalb einer Gruppe verwendet 

werden, um andere herabzusetzen und für Gewalt, Marginalisierung und Entmenschlichung 

	
16	Bandy	X.	Lee,	Violence:	An	Interdisciplinary	Approach	to	Causes,	Consequences,	and	Cures	(Wiley-Blackwell	2019)	123-142.	
17	 David	 Scott,	 ‘Eating	 Your	 Insides	 Out:	 Cultural,	 Physical	 and	 Institutionally-Structured	 Violence	 in	 the	 Prison	
Place’(2015)221,	Prison	Service	Journal	(PSJ)	58-62.	
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von „Anderen“ vorzubereiten oder diese zu rechtfertigen. Entmenschlichung ist ein Prozess, 

bei dem Menschen andere Menschen in Gut und Böse aufteilen, die einer menschlichen 

Behandlung würdig oder unwürdig sind. So kommt es, dass sie und dadurch Verstöße gegen 

die Menschenwürde und die Rechte der „unwürdigen“ Gruppe akzeptieren. 

Entmenschlichung schafft moralische Ausgrenzung. Personen, die als „Andere“ angesehen 

werden, werden aufgrund ihrer Identität (Geschlecht, Ideologie, Gruppenzugehörigkeit, 

Hautfarbe, ethnische Zugehörigkeit, Religion oder Alter) abgewertet und gezielt angegriffen 

und schließlich nicht mehr durch den vorherrschenden Moralkodex geschützt.18  

 

Alle drei Formen von Gewalt sind miteinander verbunden und verstärken sich gegenseitig. 

Direkte Gewalt erwächst aus Bedingungen, die durch die beiden anderen Formen geschaffen 

wurden. Sie kann nicht verhindert oder beseitigt werden, ohne sie anzusprechen. Mit anderen 

Worten können kulturelle und strukturelle Gewalt direkte Gewalt verursachen.19 Umgekehrt 

verstärkt direkte Gewalt auch strukturelle und kulturelle Gewalt. „Gewalt kann an jeder Ecke 

des Dreiecks der direkten, strukturellen, kulturellen Gewalt beginnen und kann leicht auf die 

anderen Ecken übertragen werden. Die institutionalisierte Gewaltstruktur und verinnerlichte 

Gewaltkultur führen dazu, dass auch direkte Gewalt dazu neigt, sich zu institutionalisieren, 

sich zu wiederholen und ritualisiert zu werden, gleich einem Rachefeldzug.“20 

2.2. Relevante Faktoren für Gewalt in Haft 

• Die Forschung identifizierte mehrere Faktoren, die die Entstehung von Gewalt 

beeinflussen,21 darunter: Personen, die zu Gewalt neigen.  

• Personen, die sich bedroht und nicht sicher fühlen. 

• Personen, die einer Gefängnisbande angehören oder vor der Inhaftierung Mitglied einer 

Bande waren.  

• Eine heruntergekommene Haftanstalt, bei der Menschen das Gefühl haben, nicht gut 

versorgt bzw. vernachlässigt zu werden. 

• Kulturelle Normen, die Gewalt als Lösung für Schwierigkeiten oder als Mittel zur 

Respektverschaffung akzeptieren. 

• Mangel an Aktivität und illegaler Handel im Gefängnis, sowie damit verbundene 

Schulden.  

	
18	Ibid.	
19	Mette	Skar	und	andere,	‘Quality	of	Prison	Life,	Violence	and	Mental	Health	in	Dubrava	Prison’	(2019)	15	(3)	International	
Journal	 of	 Prisoner	 Health	 (IJPH)	 262-272	 [im	 Folgenden:	 Mette	 Skar	 und	 andere].	 Die	 Studie	 zeigte,	 dass	 eine	 hohe	
Korrelation	 zwischen	 negativen	 Aspekten	 des	 Gefängnisumfelds	 und	 dem	 Auftreten	 physischer	 und	 psychischer	 Gewalt	
zwischen	Insass*innen	besteht.	Und	dass	ein	Gefängnisumfeld	mit	einem	höheren	Maß	an	Respekt,	Fairness,	Menschlichkeit	
und	guten	Beziehungen	zwischen	Mitarbeiter*innen	und	Insass*innen	zu	einem	geringeren	Maß	an	Gewalt	führt.	
20	 Johan	 Galtung,	 ‘Cultural	 Violence’	 (1990)	 27(3)	 JPR,	 302	 <https://www.galtung-institut.de/wp-
content/uploads/2015/12/Cultural-Violence-Galtung.pdf>.	
21	HM	Prison	and	Probation	Service	(HMPPS),	‘Understanding	Prison	Violence:	A	Rapid	Evidence	Assessment’	(2018);	HMPPS,	
‘Guidance:	Violence	Reduction	in	Prisons’	(2019)	mit	weiteren	Verweisen.	
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• Drogen- und Alkoholkonsum, die zu physischer und psychischer Abhängigkeit, 

psychischen Problemen und damit verbundenen (gegen sich selbst gerichteten) 

Gewalttaten führen. 

• Interaktionen mit Mitarbeiter*innen, bei denen sich inhaftierte Personen misshandelt, 

zu Unrecht beschuldigt oder bestraft fühlen und weder respektvoll, fair oder gerecht 

behandelt werden, noch Entscheidungen erklärt bekommen. 

 

Im Allgemeinen können Faktoren, die für die Entstehung von Gewalt in Haft relevant sind, 

wie folgt gruppiert werden:  

 

• Merkmale der Insass*innen vor und während der Inhaftierung (z. B. Alter und 

Geschlecht, Gewaltgeschichte, Persönlichkeit, Konsum psychoaktiver Substanzen, 

Anfälligkeit für Gewalt und Viktimisierung). 

• Strukturelle oder situationsbedingte Faktoren (z. B. Aufbau und Gestaltung der 

Justizanstalt; Sicherheitsniveau, Größe der Justizanstalt, Zeit außerhalb des Haftraums, 

Bewegungsfreiheit, Verfügbarkeit verschiedener Ressourcen und Einrichtungen, Umfang 

der Auswahl täglicher Aktivitäten, Kommunikationsschwierigkeiten aufgrund von 

Sprachbarrieren, Mangel an Gefängnisbediensteten, Drogen- und 

Schmuggelwarenhandel). 

• Verwaltungs-, Verfahrens- und Managementfaktoren (z. B. Führungsstil, Fähigkeiten, 

Erfahrung und Ausbildung des Personals, Gefängniskultur, mangelnde Disziplin und 

Moral der Bediensteten, Gewalt ausgehend von Mitarbeiter*innen der Justizanstalt, 

Konfliktlösungskompetenz, Verantwortlichkeit, Funktionieren des Beschwerdesystems, 

Wahrnehmung von Sicherheit und Fairness, Verfahren zur Aufzeichnung von Vorfällen). 

• Externe Umwelteinflüsse (z. B. politische Stimmung, politischer Druck auf die 

Strafvollzugsverwaltung, rassistische Spannungen, Strafrechtspolitik).  

 

2.3. Was funktioniert, um Gewalt in Haft zu verhindern 

Aufgrund der Komplexität haben viele Staaten und Strafvollzugsverwaltungen häufig 

Schwierigkeiten, eine langfristige Lösung für das Problem der Gewalt zu finden. Oft wird 

Gewalt begegnet, indem man sich nur auf die unmittelbaren Ursachen konzentriert und ein 

restriktivers Gefängnisumfeld mit höherem Sicherheitsniveau einführt, beispielsweise 

indem die Ausrüstung des Gefängnispersonals (z. B. Pfefferspray oder andere Waffen sowie 

Schutzausrüstung, Körperkameras) verbessert oder neue Justizanstalten gebaut werden. Die 

Notwendigkeit eines härteren Ansatzes wird häufig von den Gewerkschaften der 

Justizwachebeamt*innen oder den Verbänden der Anstaltsmitarbeiter*innen als 

unmittelbare Reaktion auf Gewaltvorfälle gerechtfertigt, bei denen Justizwachebeamt*innen 
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verletzt oder gefährdet haben,22 wobei es nachvollziehbar ist, dass Justizwachebeamt*innen 

versuchen, durch herkömmliche Sicherheitsmaßnahmen Sicherheit, Ordnung und Kontrolle 

zu gewährleisten, bevor neue, noch unerprobte Wege beschritten werden. Die Forschung hat 

jedoch immer wieder gezeigt, dass erhöhte Sicherheitsmaßnahmen nicht die Lösung sind 

und, dass eine restriktive Gefängnisumgebung oft zu noch höheren Gewaltraten führt.23 

Stattdessen legt die Forschung nahe, dass das Bestehen eines „milden-präsenten Regimes“ 

(Light-Present) im Gegensatz zu einem „strengen-abwesenden Vollzug“ (Heavy-Absent) zu 

empfehlen ist.24 Wie in Abbildung 2 dargestellt, zeichnet sich ein „milder-präsenter Vollzug“ 

im Gegensatz zu einem „strengen-abwesenden Regime“, das durch Unterdrückung, 

Konfrontation und Einschüchterung, und nicht verfügbare und nicht engagierte 

Mitarbeiter*innen gekennzeichnet ist, durch ein Umfeld aus, in dem 

Stärke/Macht/Festigkeit der Mitarbeiter*innen spürbar ist und das Personal bei der Lösung 

von Konflikten und der Lösung aller Arten von Vorfällen generell selbstsicher ist. Sicherheit 

und Ordnung werden durch das Konzept der dynamischen Sicherheit gewährleistet. Die 

Mitarbeiter*innen haben enge und gute Beziehungen zu den Insass*innen, unterstützen sie 

und bieten ein gerechtes und faires Regime, das sich entspannt und zielgerichtet anfühlt und 

in dem Grenzen und Erwartungen klar sind. 

 

 

 

	
22	Alison	 Liebling,	Prisons	 and	 their	Moral	 Performance.	 A	 Study	 of	 Values,	Quality	 and	 Prison	 Life_	 (OUP	 2004)	 402	 [im	
Folgenden:	 Liebling,	 Prisons];	 Göran	 Schattauer,	 Gewalt	 in	 Gefängnissen:	 JVA-Beamte	 fühlen	 sich	 wie	 ‘Fußabtreter	 von	
Kriminellen	(Focus	Online	2019);	siehe	auch	die	Nachrichtenartikel	‚GÖD	will	härtere	Gangart	im	Gefängnis‘	vom	8.	Februar	
2017	 in	 tirol@orf.at	 <https://tirol.orf.at/v2/news/stories/2824592/>;	 ‚Schlagabtausch	 zwischen	 Volksanwaltschaft	 und	
Justizwachegewerkschaft‘	 vom	 9.	 Februar	 2017	 in	 der	 Standard	 2017	
<https://www.derstandard.at/story/2000052373431/schlagabtausch-zwischen-volksanwaltschaft-und-
justizwachegewerkschaft>;	 und	 ‚Die	 Schwierigkeit,	 etwas	 dazuzulernen‘	 vom	 28.	 Februar	 2017	 in	 Wiener	 Zeitung	
<_1_1https://www.wienerzeitung.at/themen/stadt-und-land/876666-Die-Schwierigkeit-etwas-dazuzulernen.html	
23	Lisa	Gadon	und	andere,	‘Situational	Variables	and	Institutional	Violence:	A	Systematic	Review	of	the	Literature’	(2006)	26(5)	
Clinical	Psychology	Review	(CPR)	515-534.	
24		Ben	Crewe,	Alison	Liebling	und	Susie	Hulley	‘Heavy–Light,	Absent–Present:	Rethinking	the	‘Weight’	of	Imprisonment’	(2014)	
65	 (3)	 British	 Journal	 of	 Criminology	 387-410;	 Ben	 Crewe	 und	Alison	 Liebling	 (2015)	 ‘Staff	 Culture,	 Authority	 and	 Prison	
Violence’	(2015)	221	Prison	Service	Journal	9–14.	
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Abbildung 2: „Streng-mild, abwesend-präsent“ ("Heavy-Light/Present-Absent") 

Mit anderen Worten, was am meisten zur Prävention von Gewalt in Haft beiträgt, sind keine 

strengen Sicherheitsvorkehrungen und -maßnahmen, sondern ein dynamisches Konzept 

von Sicherheit und Lebensqualität in der Justizanstalt. Die Lebensqualität in einem Gefängnis 

wird insbesondere von folgenden Faktoren beeinflusst:  

• Sicherheit, menschenwürdige Behandlung, und Fairness innerhalb der Justizanstalt  

• Die Art der Führung, sowie die Haftbedingungen 

• Die Möglichkeit, den Kontakt zur Familie zu pflegen und sich persönlich 

weiterzuentwickeln 

• Gute Beziehungen zwischen den inhaftierten Personen und Anstaltsmitarbeiter*innen. 

Nur wenn sich Insass*innen und Mitarbeiter*innen sicher fühlen und sich die 

inhaftierten Personen anständig und fair behandelt fühlen, können gute Beziehungen 

zwischen Mitarbeiter*innen und Insass*innen hergestellt werden, die für die Initiierung 

von Vertrauen und Unterstützung sowie für die Aufrechterhaltung eines stabilen 

Gleichgewichts in der Justizanstalt von zentraler Bedeutung sind.  

• Gute Arbeitsbedingungen für die Mitarbeiter*innen 

• Drogenkontrolle und Gesundheitsfürsorge, einschließlich spezielle Betreuung für 

Gruppen mit besonderen Bedürfnissen und solche, die sich in einer schutzbedürftigen 

Situation befinden 

• Eine positive und rehabilitative Gefängniskultur  
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3. Standards 

Nach einer umfassenden Definition von Gewalt in Haft ist es keine leichte Aufgabe, die 

wichtigsten Standards zu ermitteln, die zur Verhinderung dieser Gewalt relevant sind. Da 

Gewalt ein komplexes Phänomen mit verschiedenen Ursachen ist, sind fast alle 

Strafvollzugsstandards für ihre Prävention relevant. Eine weitere Schwierigkeit besteht 

darin, dass es kein umfassendes Instrument gibt, das Richtlinien für die Bekämpfung und 

Prävention von Gewalt in Haft festlegt. Stattdessen sind relevante Standards auf eine Vielzahl 

verschiedener Dokumente verteilt. Darüber hinaus werden internationale Standards häufig 

in einer breiten Form formuliert, die nicht präzise genug ist und in der Praxis möglicherweise 

schwierig anzuwenden ist. 

Die Kenntnis internationaler Standards für Gewalt in Haft ist jedoch eine Voraussetzung für 

eine wirksame Menschenrechtskontrolle. Der folgende Abschnitt zielt daher darauf ab, alle 

relevanten Standards über Gewalt in Haft an einem Ort zusammenzufassen, um NPMs einen 

kurzen und leicht zugänglichen Überblick zu bieten. 

Teil 3 beginnt mit der Veranschaulichung des Zusammenhangs zwischen Gewalt und dem 

Verbot von Folter und anderen Formen der Misshandlung. In Teil 3.2 werden ferner alle 

internationalen Standards zusammengefasst, die als besonders wichtig für die Verhütung 

von Gewalt und damit als relevante Faktoren bei der Untersuchung von Gewalt in Haft und 

ihren Ursachen identifiziert wurden. Dazu gehören unter anderem Standards zur 

Aufrechterhaltung der Sicherheit (§ 3.2.1), zur Gewährleistung der Rechenschaftspflicht und 

zum Schutz der Opfer (§ 3.2.2), sowie zu den Lebens- bzw. Arbeitsbedingungen von 

Insass*innen und Mitarbeiter*innen einer Justizanstalt, die für die Prävention von Gewalt 

besonders relevant eingestuft wurden (§ 3.2.3 und 3.2.4). 

3.1. Wann wird Gewalt zu Folter und anderen Formen der Misshandlung? 

Das Verbot von Folter und anderen Formen der Misshandlung verpflichtet Bedienstete einer 

Justizanstalt nicht nur Folter oder andere Misshandlungen zu unterlassen, sondern auch 

Maßnahmen zu ergreifen, um Insass*innen vor Risiken für ihre persönliche Sicherheit zu 

schützen. Wenn ein Staat einer Person ihre Freiheit entzieht, hat er die ‚positive 

Verpflichtung‘ seine Schutz- und Sorgfaltspflicht zu erfüllen. Dies bedeutet, dass Behörden 

für die Sicherheit und den Schutz für alle Personen in ihrem Gewahrsam sorgen müssen, 

indem sie die Kontrolle über alle Orte der Freiheitsentziehung innehaben und jede inhaftierte 

Person vor allen Arten des körperlichen, sexuellen oder emotionalen Missbrauchs schützen. 

Diese positive Verpflichtung deckt Risiken ab, die sich in Bezug auf die Justizanstalt und ihre 

Verwaltung ergeben, wie z. B. übermäßige Gewalt von Bediensteten der Anstalt gegenüber 

Insass*innen (siehe auch unten § 3.2.1.4). Dies impliziert jedoch auch, dass die staatlichen 

Behörden für Folterhandlungen und andere Formen der Misshandlung durch private Akteure 
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zur Rechenschaft gezogen werden können, wenn sie davon gewusst haben, oder wissen 

hätten müssen, dass Folter- oder Misshandlungen begangen werden bzw. könnten, sowie 

wenn sie ihre Sorgfaltspflicht missachtet haben, um Taten von nichtstaatlichen oder 

privaten Akteure zu verhindern, zu untersuchen, zu verfolgen und zu bestrafen.25 Dies kann 

beispielsweise bei Gewalt unter Insass*innen, bei Selbstverletzung und Suizid der Fall sein. 

Schließlich ist zu beachten, dass auch psychische Ängste, die durch die Androhung von 

Gewalt und deren Erwartung verursacht werden, eine Form der Misshandlung darstellen 

können.26 

3.2.  Standards zur Verhinderung des Gewaltrisikos 

3.2.1. Sicherheit und Schutz  

Der Begriff „Sicherheit“ im Zusammenhang mit Freiheitsentzug wird allgemein als das 

Fluchtrisiko der inhaftierten Personen und die potenzielle Gefahr verstanden, die sie für die 

Gemeinschaft darstellen.27 Die Sicherheit in Justizanstalten ist ein komplexes Thema, das 

verschiedene Aspekte umfasst, z. B. physische Sicherheit (Wände, Gitter, Stangen, Tore, 

Videoüberwachung) und Verfahrenssicherheit (Durchsuchungen, kontrollierte Bewegung, 

Alarme, Kommunikation, Schlüsselverwaltung und Kategorisierung der inhaftierten 

Personen). Die physische und verfahrenstechnische Sicherheit ist von entscheidender 

Bedeutung, reicht jedoch an sich nicht aus. Neuere Standards sehen vor, dass Justizanstalten, 

um sicher zu sein, auch das Prinzip der dynamischen Sicherheit respektieren müssen. 

STANDARDS IM FOKUS 

In Regel 51.2 EPR heißt es: „Die durch bauliche oder andere technische Mittel gewährte 

Sicherheit ist durch eine personelle Komponente zu ergänzen, gewährleistet durch wachsame 

Bedienstete, die die von ihnen beaufsichtigten Gefangenen kennen.“ 

Die Mandela Regeln erkennen das Konzept der dynamischen Sicherheit gemäß Regel 76 (c) 

an, wonach die Schulung der Anstaltsmitarbeiter*innen Begriffe wie „Sicherheit und 

Schutz, einschließlich des Konzepts der dynamischen Sicherheit […]“ enthalten muss. 28 

	
25	Siehe	Ausschuss	gegen	Folter	(CAT-Ausschuss),	‘General	Comment	No	2	on	the	Implementation	of	Article	2	by	the	States	
parties’	(2008)	CAT/C/GC/2,	§	18;	Für	einen	Kommentar	zu	Art.	1	und	16	des	CAT	siehe	auch	Manfred	Nowak,	Moritz	Birk,	
Giuliana	Monina,	The	United	Nations	Convention	Against	Torture	and	its	Optional	Protocol(OUP	2019)	23ff.	und	441ff.	[im	
Folgenden:	Nowak/Birk/Monina];	 für	 einen	Überblick	 über	 die	 Rechtsprechung	 des	 EGMR	 siehe	 CoE,	 ‘The	 Prohibition	 of	
Torture:	 A	 Guide	 to	 the	 Implementation	 of	 Article	 3	 of	 the	 European	 Convention	 on	 Human	 Rights.	
Menschenrechtshandbücher,	Nr.	6	(CoE	2002)	und	EGMR,	‘Guide	on	the	Case-Law	of	the	European	Convention	on	Human	
Rights:	Prisoners’	Rights’	(2021)	[im	Folgenden:	EGMR,	Guide:	Prisoners’	Rights].	
26	z.B.	CAT	Committee,	Dadar	gegen	Kanada,	Nr.	258/2004,	23.	November	2005,	§§	2.3	und	8.6;	Menschenrechtsausschuss	
(HRC)	Njaru	gegen	Kamerun,	Nr.	1353/2005,	19.	März	2007,	§§	3.1,	6.1;	EGMR,	DF	gegen	Lettland,	Nr.	11160/07,	29.	Oktober	
2013,	§	85;	EGMR,	Rodić	und	andere	gegen	Bosnien	und	Herzegowina,	Nr.	22893/05,	27.	Mai	2008.	
27	Eine	Definition	des	Begriffs	„Sicherheit“	findet	sich	in	den	EPR,	Regel	51.1.	
28	Siehe	auch	PRI	and	ODIHR,	‘Guidance	Document	on	the	Nelson	Mandela	Rules:	Implementing	the	United	Nations	Revised	
Standard	Minimum	Rules	for	the	Treatment	of	Prisoners’	(2018)	41	[PRI	and	others,	Guidance	Document].	
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Auf die dynamische Sicherheit wird auch in mehreren Empfehlungen und Handbüchern 

ausdrücklich Bezug genommen.29 

Das Konzept impliziert, dass die Achtung der Menschenrechte, positive und faire 

Beziehungen zwischen Mitarbeiter*innen und Insass*innen sowie zielgerichtete 

Aktivitäten gleichermaßen wesentliche Aspekte einer sicheren Justizanstalt sind. Es 

basiert auf der Annahme, dass die Sicherheit in der Praxis auch von „dynamischen 

Faktoren“ abhängt, wie z.B.: 

• inwieweit die Mitarbeiter*innen wissen, wie sie mit Insass*innen umgehen sollen, und 

dies auch regelmäßig tun,  

• inwieweit die Mitarbeiter*innen wissen, was in der Justizanstalt vor sich geht, und 

sicherstellen können, dass die Insass*innen auf positive Weise aktiv bleiben.  

Nur wenn diese Bedingungen erfüllt sind, können die Mitarbeiter*innen in der Lage sein, 

eine Sicherheitsbedrohung sehr früh zu erkennen und rechtzeitig Maßnahmen zu 

ergreifen, um dies zu verhindern.  

Der Begriff „Sicherheit“ ist andererseits mit der Verpflichtung verbunden, sich vor den 

Risiken zu schützen, die Insass*innen für sich selbst in Bezug auf Selbstverletzung, für 

andere Insass*innen sowie für Anstaltsmitarbeiter*innen und andere Personen, die in der 

Justizanstalt arbeiten oder zu Besuch sind, darstellen können.30 Die Gewährleistung von 

Sicherheit ist von größter Bedeutung, muss jedoch unter uneingeschränkter Achtung der 

Würde und der Grundrechte der betroffenen Personen erfolgen. Insofern müssen alle 

Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit in der Justizanstalt, die die Menschenrechte 

beeinträchtigen, die folgenden Grundsätze einhalten: 

• Rechtmäßigkeit: Alle restriktiven Maßnahmen, die einer inhaftierten Person auferlegt 

werden, sollten im Einklang mit internationalem und nationalem Recht stehen und ein 

legitimes Ziel haben.  

• Notwendigkeit: Die Maßnahmen müssen notwendig sein, d.h. es sollte klar sein, dass der 

Einsatz weniger restriktiver Mittel das Ziel der Gewährleistung von Sicherheit und Schutz 

nicht erfüllen würde.  

• Verhältnismäßigkeit: Die restriktive Maßnahme sollte in einem angemessenen 

Verhältnis zum Risiko stehen und ein angemessenes Gleichgewicht zwischen dem Schutz 

der Grundrechte der inhaftierten Personen und der rechtmäßigen Einmischung des 

Staates in die Ausübung dieser Rechte aufweisen. Solche Eingriffe sollten so wenig 

	
29	z.B.	CoE,	CM,	‘Recommendation	CM/Rec(2012)12	for	the	Committee	of	Ministers	Concerning	Foreign	Prisoners’	(2012)	§	
31.1;	 CoE,	 European	 Committee	 On	 Crime	 Problems	 (CDPC),	 Handbook	 for	 Prison	 and	 Probation	 Services	 Regarding	
Radicalisation	 and	 Violent	 Extremism	 PC-CP	 (2016)	 2	 rev	 4,	 31;	 Für	 allgemeine	 Informationen	 siehe	 auch	 das	 Büro	 der	
Vereinten	Nationen	für	Drogen	und	Kriminalität	(UNODC),	‘Handbook	on	Dynamic	Security	and	Prison	Intelligence’	(2015)	29;	
CoE,	‘Strengthening	the	Protection	of	the	Rights	of	Sentenced	Persons:	Trainer’s	Manual	on	Dynamic	Security’	(2018).	
30	Eine	Definition	des	Begriffs	„Sicherheit“	findet	sich	in	den	EPR,	Regel	51.1.	
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einschränkend wie möglich sein, um das Ziel der Gewährleistung von Sicherheit und 

Ordnung in der Justizanstalt zu erreichen, und außerdem für die kürzest ögliche Dauer 

verhängt werden. 

• Rechenschaftspflicht: Der Entscheidungsprozess sollte transparent sein und es sollten 

Aufzeichnungen über die Bewertung geführt werden, um die Notwendigkeit der 

auferlegten Beschränkungen zu rechtfertigen. 

• Nichtdiskriminierung: Entscheidungen sollten objektiv und unparteiisch sein und nur 

die relevanten Faktoren berücksichtigen. Es sollte keine Diskriminierung bestimmter 

Gruppen von Insass*innen aufgrund von Hautfarbe, Religion, ethnischer Zugehörigkeit, 

Nationalität, Geschlecht, Geschlechtsidentität, sexueller Orientierung, politischen 

Ansichten oder anderen Faktoren geben.31 In der Praxis können konkrete 

Sicherheitsmaßnahmen unter anderem Folgendes beinhalten: eine individuelle 

Bewertung der Risiken und Bedürfnisse der einzelnen Insass*innen kurz nach ihrer 

Aufnahme und die Einstufung der Insass*innen, die Verabschiedung von 

Sicherheitsregelungen und Schutzmaßnahmen für die Sicherheit der Insass*innen, der 

Anstaltsmitarbeiter*innen und anderen Personen, die in Justizanstalten arbeiten oder 

diese besuchen, sowie der Einsatz von Einschränkungen, Zwangsmaßnahmen und 

anderen Zwangsmitteln. Der folgende Abschnitt enthält eine kurze Übersicht über jede 

dieser Maßnahmen. 

 

3.2.1.1. Risikobewertung, individuelle Bedürfnisse und Klassifizierung  

Die Behörden sollten kurz nach der Aufnahme jeder inhaftierten Person eine individuelle 

Risiko- und Bedarfsanalyse durchführen. Die Beurteilung von Insass*innen sollte jedoch 

niemals ausschließlich auf Sicherheitsrisiken beruhen. Sie muss immer auch eine Bewertung 

der Bedürfnisse der inhaftierten Person umfassen, wobei alle Aktivitäten, die eine inhaftierte 

Person während ihrer Haftstrafe ausführen sollte, einschließlich 

Rehabilitationsprogrammen, gebührend zu berücksichtigen sind. Eine solche Bewertung 

sollte in regelmäßigen Abständen überprüft und erforderlichenfalls geändert werden. Diese 

Bewertungen stellen sicher, dass jede inhaftierte Person unter Sicherheitsbedingungen 

festgehalten wird, die ihren individuellen Risikostufen entsprechen.32 Bestimmte 

Insass*innen befinden sich in einer besonderen Haftsituation, z. B. Personen mit geistigen 

und psychosozialen Beeinträchtigungen, junge und ältere Insass*innen, ausländische 

Insass*innen und andere Personen mit Kommunikationsschwierigkeiten, Insass*innen, die 

	
31	Siehe	 CoE,	 Protection;	 siehe	 CPT,	 ‘Solitary	 Confinement	 of	 Prisoners:	 Extract	 from	 the	 21st	 General	 Report	 of	 the	 CPT	
Published	in	2011’	(2011)	CPT/Inf(2011)28-part2,	§	55;	CoE,	CM,	‘Explanatory	Memorandum	to	Recommendation	CM/Rec	
(2014)	3	of	the	Committee	of	Ministers	to	Member	States	Concerning	Dangerous	Prisoners’,	Randnrn.	52-54.	
32	EPR,	Regeln	16	und	51;	siehe	Mandela	Regeln,	Regeln	2,	4	(2),	89,	93,	94;	siehe	auch	CPT,	„Bericht	über	den	Besuch	auf	
Zypern“	(2018)	CPT/Inf	(2018)	16.	
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einer ethnischen Minderheit oder einer indigenen Gruppe angehören und LGBTIQ-

Insass*innen (siehe auch unter diesem Aspekt das Handbuch über Insass*innen in einer 

schutzbedürftigen Situation). Es ist daher besonders wichtig, dass Personen in einer 

schutzbedürftigen Situation identifiziert und ihre individuellen Bedürfnisse von 

qualifiziertem Personal bewertet werden. Zu diesem Zweck sollten verschiedene Kategorien 

von Insass*innen unter Berücksichtigung ihres Geschlechts, ihres Alters, ihres 

Strafregisters, des rechtlichen Grundes für ihre Inhaftierung und der Notwendigkeit ihrer 

Behandlung in getrennten Einrichtungen oder Teilen von Einrichtungen untergebracht 

werden.33 

3.2.1.2. Schutz- oder Sicherheitsverfahren sowie spezielle Hochsicherheitsregime und 

Schutzmaßnahmen  

Wenn eine inhaftierte Person eine besondere Sicherheitsbedrohung darstellt, kann ein 

spezielles Hochsicherheitsregime angewendet werden. Hochsicherheitsregime können die 

Inhaftierung in einem speziellen Hochsicherheitstrakt in einem Einzelhaftraum, das Verbot 

des Kontakts mit anderen Insass*innen, die ständige Überwachung des Haftraums, 

einschließlich der sanitären Einrichtungen, über Überwachungskameras, eine verstärkte 

Überwachung der Bewegung innerhalb und außerhalb der Untersuchungshaftanstalt, 

Einschränkungen des Kontakts mit der Familie sowie besondere Vorkehrungen für 

Familienbesuche und Inspektionen von Körper und Kleidung umfassen. In Regel 53.2 der EPR 

wird betont, dass besondere Sicherheitsmaßnahmen nur in Ausnahmefällen angewendet und 

regelmäßig überprüft werden sollten. Ähnliche Regeln enthalten eine Reihe von 

Empfehlungen des Europarates für Insass*innen mit lebenslangen Strafen und andere 

langjährig inhaftierte Personen,34 gefährliche Insass*innen35 sowie Personen, die wegen 

terroristischer Verbrechen verurteilt wurden.36 Der UN-Ausschuss gegen Folter (CAT-

Komitee) hat auch Bedenken hinsichtlich der restriktiven Haftbedingungen für Insass*innen 

der höchsten Sicherheitskategorie geäußert.37 

STANDARDS IM FOKUS 

Die Frage des Sicherheitsregimes wurde vom EGMR in mehreren Fällen im Zusammenhang 

mit Art. 3 EMRK behandelt.38 Bei ihrer Bewertung berücksichtigte die EMRK:  

	
33		EPR-Regel	17;	Mandela	Regeln	11,	89,	93,	94.	
34	CoE,	 ‘Recommendation	Rec	 (2003)23	of	 the	Committee	of	Ministers	 to	Member	States	on	 the	Management	by	Prison	
Administrations	of	Life	sentence	and	Other	Long-Term	Prisoners’	(2003)	Rec	(2003)	23	§	20.	
35	CM/Rec	 (2014)	 3	 §	 41;	 und	 CoE,	 ‘Recommendation	No	 Rec	 (82)	 17	 Concerning	 Custody	 and	 Treatment	 of	 Dangerous	
Prisoners’	(2005)	R	(82)	17.	
36	CoE,	CM,	‘Guidelines	for	Prison	and	Probation	Services	Regarding	Radicalisation	and	Violent	Extremism’	(2016)	§	21.	
37	 z.B.	CAT-Ausschuss,	Schlussbemerkungen:	Spanien	 (2002)	CAT/C/CR/29/3;	CAT-Ausschuss,	Schlussbemerkungen:	 Italien	
(2017)	CAT/C/ITA/CO/5-6.	
38	EGMR,	Indelicato	gegen	Italien,	Nr.	31143/96,	18.	Oktober	2001;	EGMR,	Labita	gegen	Italien,	Nr.	26772/95,	6.	April	2000;	
EGMR,	 Van	 der	 Ven	 gegen	 die	 Niederlande,	 Nr.	 50901/99,	 4.	 Februar	 2003,	 und	 EGMR,	 Lorsé	 und	 andere	 gegen	 die	
Niederlande,	Nr.	52750/99,	4.	Februar	2003;	EGMR,	Piechowicz	gegen	Polen,Nr.	20071/07,	17.	April	2012	,	Rz	161-162.	
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• Den Grad der Maßnahme,  

• deren Dauer,  

• angestrebte Ziele,  

• die kumulative Wirkung auf die betroffene Person. 

Erwägungen der öffentlichen Ordnung können dazu führen, dass der Staat 

Hochsicherheitsgefängnissysteme für bestimmte Kategorien von Insass*innen einführt, 

z. B. gefährliche Rückfallstäter. Bei der Anwendung dieser Regelungen muss der Staat 

jedoch sicherstellen, dass: 

• die Person unter Bedingungen festgehalten wird, die mit der Achtung ihrer 

Menschenwürde vereinbar sind; 

• die Methoden zur Durchführung der Maßnahmen die inhaftierte Person keiner 

Belastung oder Härte mit einer Intensität aussetzen, die über das unvermeidbare 

Ausmaß des Leidens hinausgeht, das mit einer Haft verbunden ist; 

• die Gesundheit und das Wohlbefinden der inhaftierten Person angemessen gesichert 

sind. 

 

In ähnlicher Weise müssen die Behörden Schutzmaßnahmen ergreifen, um die Sicherheit der 

betroffenen Personen zu gewährleisten, wenn ein besonderes Risiko für Mitgefangene, 

Anstaltsmitarbeiter*innen oder andere Personen besteht, die in der Justizanstalt arbeiten 

oder diese besuchen, oder das Risiko einer Selbstverletzung angenommen wird. Zu den 

Schutzmaßnahmen können gehören: besondere Einrichtungen (z. B. Bereitstellung einzelner 

Hafträume für bedrohte oder gewalttätige Personen ), technische Maßnahmen (z. B. 

Echtzeit-Kameraüberwachung, Schlösser und spezielle Wände) sowie organisatorische 

Maßnahmen (einschließlich der Überstellung von Insass*innen innerhalb der gleichen 

Einrichtung oder in andere Einrichtungen, spezielle Vollzugsarten, , Ausschluss oder 

Einschränkung von Aktivitäten, Disziplinarmaßnahmen, unregelmäßige Kontrollen, auch 

während der Nacht, und spezielle Schulungen für Justizwachebeamt*innen). Sie werden 

häufig auf Insass*innen angewendet, die sich in einer besonders schutzbedürftigen Situation 

befinden, wie psychisch erkrankte Personen, ausländische Insass*innen und Minderheiten, 

Personen, die wegen Sexualstraftaten verdächtigt oder verurteilt wurden, und Insass*innen, 

die zuvor mit Strafverfolgungsbehörden zusammengearbeitet haben. Wenn die Behörden 

solche vorbeugenden Maßnahmen unterlassen, kann ein Verstoß gegen das Verbot von Folter 

und Misshandlung festgestellt werden. 

STANDARDS IM FOKUS 



	

	 27 
	

• In den Rechtssachen Rodić und andere39 gegen Bosnien und Herzegowina und DF gegen 

Lettland40 stellte der EGMR einen Verstoß gegen Art. 3 EMRK fest, da die 

Beschwerdeführer nicht angemessen vor Gewalt ausgehend von mitinhaftierten 

Personen geschützt worden waren. Der Gerichtshof hat die folgenden staatlichen 

Verpflichtungen bekräftigt: Staatlichen Behörden müssen sicherstellen, dass 

ausländische Insass*innen, Minderheiten und Personen , die zuvor mit 

Strafverfolgungsbehörden zusammengearbeitet haben, vor Gewalt oder 

Einschüchterung durch andere geschützt werden, indem sie beispielsweise die 

Antragsteller*innen in getrennten Unterkünften unterbringen. 

• Die Behörden müssen den Antrag einer inhaftierten Person auf Überstellung mit der 

erforderlichen Dringlichkeit und in einer Weise behandeln, die dem 

wahrgenommenen Risiko der betroffenen Person angemessen ist. 

• Jeder Transfer von Personen in einer schutzbedürftigen Situation sollte Teil einer 

sorgfältig ausgearbeiteten Strategie für den Umgang mit Gewalt zwischen 

Insass*innen sein. 

 

Wenn Sicherheits- und Schutzmaßnahmen angewendet werden, ist es möglich, dass die 

betroffenen Insass*innen einen hohen Preis zahlen, da diese Maßnahmen zu einer 

unfreiwilligen Trennung von der allgemeinen Gefängnispopulation und/oder zu einer 

reduzierten Teilnahme an Aktivitäten führen können, verglichen mit denen, die unter dem 

normalen Haftregime verfügbar sind.41 Daher sollten spezielle Sicherheitsmaßnahmen nur 

angewendet werden, wenn keine andere Möglichkeit besteht. Im Allgemeinen sollten die 

Strafvollzugsbehörden daher „bestrebt sein, Umgebungen zu schaffen, in denen alle inhaftierte 

Personen sicher und frei von Missbrauch sein können, und über eine Reihe von Procedere verfügen, 

die es allen Insass*innen ermöglichen, ohne Angst vor Übergriffen oder anderer Gewalt 

zusammenzukommen, und sicherstellen, dass Insass*innen jederzeit, auch nachts, in der Lage sind 

das Personal zu kontaktieren“42 und den Insass*innen ermöglichen, so weit wie möglich an 

den täglichen Aktivitäten teilzunehmen. Mit anderen Worten, es sollten alle Anstrengungen 

unternommen werden, um sicherzustellen, dass die Sicherheitsmaßnahmen nur die 

erforderliche Mindestbeschränkung beinhalten und keinen Verstoß gegen die 

	
39	EGMR,	Rodić	und	andere	gegen	Bosnien	und	Herzegowina	Nr.	22893/05,	27.	Mai	2008,	Rz.	69-7;	siehe	auch	EGMR,	
‘Factsheet:	Detention	Conditions	and	Treatment	of	Prisoners’	(2020)	§	237.	
40	EGMR,	DF	gegen	Lettland,	Nr.	11160/07,	29.	Oktober	2013.	
41	CPT,	‘Developments	Concerning	CPT	Standards	in	Respect	of	Imprisonment:	Extract	from	the	11th	General	Report	of	the	
CPT’	(2001)	CPT/Inf	(2001)	16-part,	§27.	
42	 Kommentar	 zur	 Empfehlung	 Rec	 (2006)	 2	 des	 Ministerkomitees	 an	 die	 Mitgliedstaaten	 zu	 den	 Europäischen	
Strafvollzugsgrundsätzen	(2006)	S.	74	<https://rm.coe.int/european-prison-rules-978-92-871-5982-3/16806ab9ae>;	und	der	
Entwurf	 eines	 Kommentars	 zu	 den	 überarbeiteten	 EPR	 (2020)	 <https://cdn.penalreform.org/wp-
content/uploads/2020/07/EPR-Commentary.pf5>	S.	32.	
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internationalen Standards für Einzelhaft darstellen (siehe auch in dieser Reihe das Handbuch 

zur Einzelhaft in der Justizanstalt). 

3.2.1.3. Zwangsmittel 

Andere Maßnahmen, die getroffen werden können, sind Zwangsmittel. Alle Zwangsmittel, 

die von Natur aus erniedrigend sind (z. B. die Verwendung von Ketten, Eisen und ähnlichem), 

sind absolut verboten. Zwangsmittel sollten zudem niemals bei Frauen während der Wehen, 

der Geburt oder unmittelbar nach der Geburt angewendet werden.43 Sowohl die Europäischen 

Strafvollzugsgrundsätze (EPR) als auch die Mandela Regeln machen deutlich, dass 

Zwangsmittel nur verwendet werden dürfen, wenn dies gesetzlich zulässig ist, sie als letztes 

Mittel dienen und sie in angemessener Weise eingesetzt werden.44 Gemäß der EPR dürfen 

Handschellen, Zwangsjacken und andere bewegungseinschränkende Systeme nur aus 

bestimmten Gründen verwendet werden: gegebenenfalls als Vorsichtsmaßnahme gegen 

Flucht während einer Überstellung, sofern sie entfernt werden, wenn die inhaftierte Person 

vor einer Justiz- oder Verwaltungsbehörde erscheint, es sei denn, die betreffende Behörde 

entscheidet anderweitig; oder um eine inhaftierte Person vor Selbstverletzung zu schützen, 

Verletzungen anderer oder schwere Sachschäden zu verhindern, sofern die Anstaltsleitung 

unverzüglich einen Arzt/eine Ärztin informiert und der übergeordneten 

Strafvollzugsbehörde Bericht erstattet.45 Insass*innen sollten jedoch niemals aus Gründen 

der Bestrafung, der bloßen Bequemlichkeit der Mitarbeiter*innen, aufgrund von 

Personalmangel oder als Ersatz für eine angemessene Versorgung oder Behandlung mit 

Zwangsmitteln beschränkt werden.46  

STANDARDS IM FOKUS 

In der Rechtssache Tali gegen Estland stellte der EGMR fest, dass die Verwendung von 

Handschellen sowie Maßnahmen zur passiven Verteidigung wie Schilde, Flakjacken und 

Helme sowie Immobilisierungstechniken durch Justizwachebeamt*innen als Reaktion auf 

eine inhaftierte Person , die sich geweigert hatte, den Anweisungen der 

Justizwachebeamt*innen nachzukommen, sich in einen Haftraum zu begeben, keinen 

Verstoß gegen Art. 3 EMRK darstellten. Die Verwendung von Handschellen, Teleskopstab, 

Pfefferspray und die Fixierung mittels Gurt in einem Bett durch die 

Anstaltsmitarbeiter*innen an einer inhaftierten Person, die sich geweigert hatte, einer 

	
43	EPR-Regeln	68.5-68.6;	siehe	auch	Mandela-Regeln,	Regel	47;	UNGA,	„Grundsätze	der	Vereinten	Nationen	für	die	
Behandlung	weiblicher	Gefangener	und	für	nicht	freiheitsentziehende	Maßnahmen	für	weibliche	Straffällige“,	Res	65/229	
vom	21.	Dezember	2010	(Bangkok-Regeln),	Regel	24.	
44	EPR-Regel	68;	Mandela	Regeln,	Regeln	47	–	49.	
45	EPR-Regel	68.4;	Ähnliche	Gründe	werden	vom	SMR	in	Regel	47.2	dargelegt.	
46	EPR-Regel	60.5;	Mandela-Regeln,	Regel	43	(2);	siehe	auch	CPT,	‘Means	of	Restraint	in	Psychiatric	Establishments	for	
Adults’	(überarbeitete	CPT-Standards)	(2017)	CPT/Inf	(2017)	6.	



	

	 29 
	

rechtmäßigen Anordnung der Justizwachebeamt*innen nachzukommen, und sich ihnen 

gegenüber aggressiv verhalten hatte, stellte jedoch einen Verstoß gegen Art. 3 EMRK dar.  

Der EGMR erkannte die Schwierigkeiten an, auf die Staaten bei der Aufrechterhaltung von 

Ordnung und Disziplin in Strafanstalten stoßen können. Nichtsdestotrotz stellte er einen 

Verstoß gegen Art. 3 EMRK fest, insbesondere angesichts der kumulativen Wirkung der 

angewandten Maßnahmen sowie des Einsatzes von Pfefferspray auf engstem Raum, was 

gegen die Empfehlung des Europäischen Komitees zur Verhütung von Folter und 

unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Bestrafung (CPT) verstößt.47 

CPT-Standards: Das CPT hat auch spezifische Standards für Zwangsmittel in 

psychiatrischen Einrichtungen für Erwachsene festgelegt.48 

 

3.2.1.4. Konfliktlösung, Gewaltanwendung und andere Zwangsmittel 

Die Anwendung von Gewalt kann nur dann als legitime Methode zur Wiederherstellung von 

Sicherheit und Ordnung in einer Justizanstalt angesehen werden, wenn sie als letztes Mittel 

eingesetzt wird. In der Praxis bedeutet dies, dass die Strafvollzugsbehörden in erster Linie 

darauf abzielen müssen, Konflikte im Vorhinein zu verhindern und zu lösen, bevor sie 

eskalieren. Insofern wird sowohl in den EPR als auch in den Mandela Regeln ausdrücklich 

festgelegt, dass die Strafvollzugsbehörden , so weit wie möglich „Konfliktprävention, 

Mediation oder einen anderen alternativen Streitbeilegungsmechanismus zur Verhinderung 

von Disziplinarverstößen oder zur Lösung von Konflikten“ einzusetzen haben.49 Beide 

Instrumente beziehen sich auch auf die dynamische Sicherheit, die auf der Idee basiert, dass 

eine gute Beziehung zwischen Mitarbeiter*innen und inhaftierten Personen sicherstellen 

kann, dass Sicherheitsbedrohungen frühzeitig erkannt und durch einen Dialog- und 

Verhandlungsprozess angegangen werden.50  

Gelegentlich können Situationen auftreten, in denen Mitarbeiter*innen mit Vorfällen 

konfrontiert sind, die die Anwendung von Gewalt erfordern. Nach internationalem Recht ist 

die Anwendung von Gewalt durch Strafverfolgungsbehörden nur zulässig, wenn dies den vier 

oben genannten kumulativen Grundsätzen entspricht: dem Grundsatz der Rechtmäßigkeit, 

dem Grundsatz der Notwendigkeit, dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und dem 

Grundsatz der Vorsorge. Wenn es um die Anwendung von Gewalt geht, werden diese 

Grundsätze durch die Grundprinzipien der Vereinten Nationen für die Anwendung von 

	
47	MR,	Tali	gegen	Estland,	Nr.	66393/10,	13.	Februar	2014,	§§	78ff.	Zu	CPT-Standards	für	Pfefferspray	siehe	z.	B.	CPT,	
„Report	über	den	Besuch	in	der	Tschechischen	Republik“	(2009)	CPT/Inf	(2009)	8	§	46.	
48	Ibid.	
49	Mandela	Regeln,	Regeln	38	(1)	und	76.1;	EPR-Regel	56.2,	in	der	auf	die	„Verwendung	von	Wiederherstellungs-	und	
Mediationsmechanismen	zur	Beilegung	von	Streitigkeiten	mit	und	unter	Insass*innen“	Bezug	genommen	wird.	
50	EPR-Regeln	64,	51.2;	und	Mandela-Regeln,	Regel	76	(c),	wo	das	Konzept	der	dynamischen	Sicherheit	gemäß	Art.	76	(c)	in	
Bezug	auf	die	Ausbildung	der	Mitarbeiter*innen	anerkannt	wird.	
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Gewalt und Schusswaffen, die Mandela Regeln und die EPR weiter präzisiert.51Der EGMR 

akzeptierte, dass es gelegentlich erforderlich sein kann, Gewalt anzuwenden, um Sicherheit 

zu gewährleisten und die Ordnung innerhalb der Justizanstalt aufrechtzuerhalten oder um 

Straftaten zu verhindern. Es wurde jedoch bekräftigt, dass Gewalt nur angewendet werden 

darf, wenn sie unabdingbar und ihre Anwendung nicht übermäßig ist. Wenn eine Person der 

Freiheit beraubt wird, verringert daher jeder Rückgriff auf physische Gewalt, der durch ihr 

eigenes Verhalten nicht unbedingt erforderlich geworden ist, die Menschenwürde und 

verstößt gegen Artikel 3 EMRK.52 Sobald Gewalt gegen eine inhaftierte Person für einen der in 

Artikel 1 des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Folter (CAT) genannten Zwecke 

angewendet wird, d.h. um ein Geständnis zu erzwingen oder zur Einschüchterung, 

Bestrafung und Diskriminierung, wird jedes Verursachen von starken Schmerzen oder 

Leiden als Folter qualifiziert, was bedeutet, dass es unter allen Umständen strengtens 

verboten ist und eine Verhältnismäßigkeitsprüfung nicht zulässig ist.53  

 

3.2.2. Gewährleistung der Rechenschaftspflicht und Schutz der Opfer von Gewalt 

Die Einrichtung eines wirksamen Beschwerdemechanismus sowie die Untersuchung und 

Verfolgung von Fällen von Gewalt sind entscheidende Schritte, um die Rechenschaftspflicht 

nach internationalen Standards sicherzustellen und ein vertrauensvolles Klima in der 

Justizanstalt zu fördern (siehe in dieser Reihe das Handbuch zum Beschwerdeprocedere).54 

Ebenso wichtig sind zu diesem Zweck die Einrichtung geeigneter Verfahren wie die 

systematische Erfassung und Dokumentation von Verletzungen, die Kontrolle des 

Videoüberwachungssystems (CCTV) sowie die Gewährleistung der Rechte der Opfer und der 

Schutz vor Repressalien. Das medizinische Personal spielt dabei eine zentrale Rolle. Es kann 

durch die systematische Erfassung und Dokumentation von Verletzungen zur Verhinderung 

von Gewalt gegen inhaftierte Personen und insbesondere von Folter und Misshandlung 

beitragen.55 Der Zugang zu medizinischen Untersuchungen durch ein qualifiziertes 

	
51	 Mandela	 Regeln,	 Regel	 82;	 EPR	 64-67;	 die	 UN-Grundprinzipien	 für	 den	 Einsatz	 von	 Gewalt	 und	 Schusswaffen	 durch	
Strafverfolgungsbeamte	(1990)	A/C0NF.144/28/Rev.l,	Arts	15ff;	UNGA,	‘Code	of	Conduct	for	Law	Enforcement	Officials’,	Res	
34/169	 of	 17.	 Dezember	 1979.	 Weitere	 Einzelheiten	 finden	 Sie	 in	 SRT	 (Melzer)	 ‘Extra-Custodial	 Use	 of	 Force	 and	 the	
Prohibition	of	Torture	and	Other	Cruel,	Inhuman	or	Degrading	Treatment	or	Punishment’	(2017)	A/72/178,	§§	5ff	und	16.	
52	Mandela	 Regeln,	 Regel	 82;	 EPR	 64-67;	 die	 UN-Grundprinzipien	 für	 den	 Einsatz	 von	 Gewalt	 und	 Schusswaffen	 durch	
Strafverfolgungsbeamte	(1990)	A/C0NF.144/28/Rev.l,	Arts	15ff;	UNGA,	‘Code	of	Conduct	for	Law	Enforcement	Officials’,	Res	
34/169	 of	 17.	 Dezember	 1979.	 Weitere	 Einzelheiten	 finden	 Sie	 in	 SRT	 (Melzer)‘Extra-Custodial	 Use	 of	 Force	 and	 the	
Prohibition	of	Torture	and	Other	Cruel,	Inhuman	or	Degrading	Treatment	or	Punishment’	(2017)	A/72/178,	§§	5ff	und	16.	
53	Nowak/Birk/Monina	58ff.	
54	Detaillierte	Hinweise	 zu	den	Modalitäten	 solcher	Untersuchungen	 finden	Sie	 in	 folgenden	Dokumenten:	Handbuch	 zur	
wirksamen	 Untersuchung	 und	 Dokumentation	 von	 Folter	 und	 anderen	 grausamen,	 unmenschlichen	 oder	 erniedrigenden	
Behandlungen	oder	Strafen:	Istanbul-Protokoll	(Veröffentlichung	der	Vereinten	Nationen	2004)	HR/P/PT/8/Rev.1.	Siehe	auch	
CoE,	Effektive	Untersuchung	von	Misshandlungen:	Richtlinien	zu	europäischen	Standards	(CoE	2014).	
55	UNGA,	‘Body	of	Principles	for	the	Protection	of	All	Persons	under	Any	Form	of	Detention	or	Imprisonment’,	Res	43/173	
vom	9.	Dezember	1988	(Body	of	Principles)	Grundsatz	24;	EPR-Regeln	16	und	42;	und	Mandela-Regeln,	Regeln	34	und	46.	
Siehe	 auch	 CoE,	 CM,	 „Empfehlung	 Nr.	 R	 (98)	 7	 des	 Ministerkomitees	 an	 die	 Mitgliedstaaten	 zu	 den	 ethischen	 und	
organisatorischen	Aspekten	der	Gesundheitsversorgung	in	der	Justizanstalt“	(1998)	R	(98)	7;	und	nach	den	CPT-Standards	für	
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medizinisches Fachpersonal sollte so bald wie möglich gewährt werden, nachdem eine 

Person in eine Haftanstalt eingeliefert wurde oder wann immer sie in einen gewalttätigen 

Vorfall verwickelt war.56  

 

STANDARDS IM FOKUS 

In Fällen mutmaßlicher oder vermuteter Folter oder anderer Misshandlungen enthält das 

Handbuch zur wirksamen Untersuchung und Dokumentation von Folter und anderer 

grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Bestrafung („Istanbul-

Protokoll“) wichtige Leitlinien zur Dokumentation und Untersuchung. 

Das CPT hat in ähnlicher Weise konkrete Empfehlungen gegeben, wie eine angemessene 

Aufzeichnung, insbesondere von traumatischen Verletzungen in Justizanstalten, 

sichergestellt werden kann (z. B. Verwendung eines speziellen Bewertungsformulars mit 

Körperdiagrammen zur Kennzeichnung traumatischer Verletzungen, die in der 

Krankenakte der inhaftierten Person aufbewahrt werden, Fotos, und die Führung eines 

speziellen Trauma-Registers).57 Das CPT empfiehlt außerdem, dass regelmäßig Statistiken 

über alle Verletzungen erstellt werden, die durch die Anstaltsleitung, das 

Justizministerium usw. überprüft und überdacht werden können. festgestellt wurden.58 

 

Um zu vermeiden, dass Personen einem neuerlichen Misshandlungsrisiko ausgesetzt 

werden, ist es besonders wichtig, wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um sie vor 

Repressalien zu schützen. Die UN-Antifolterkonvention verlangt einen besonderen Schutz 

für Folteropfer als Folge des Beschwerderechts nach Art. 13 CAT. Zu diesem Zweck wird 

empfohlen, die beschuldigten Mitarbeiter*innen vom Dienst freizustellen, um 

sicherzustellen, dass sie nicht an den Ermittlungen beteiligt sind und keinen Kontakt zu 

Zeugen, dem Opfer oder der Familie des Opfers haben. Opfer könnten auch woanders 

untergebracht werden bzw. von speziellen Mitarbeiter*innen betreut werden, sowie 

regelmäßig von Ärzt*innen untersucht werden.59 Opferschutz ist auch nach internationalen 

Standards sowie nach EU-Recht erforderlich. Letzteres regelt die Rechte von Opfern von 

	

Gesundheitsdienste	in	Justizanstalten,	insbesondere	CPT,	‘3rd	General	Report	on	the	CPT’s	Activities,	1	January-31	December	
1992’	 (1993)	CPT/Inf	 (93)	12,	13ff.	Für	weitere	Einzelheiten	siehe	auch	Dignity	 (mit	Brenda	van	den	Bergh	und	anderen),	
Monitoring	Health	in	Places	of	Detention:	An	Overview	for	Health	Professionals	(Dignity	2020)	und	PRI	und	andere,	Leitfaden,	
157ff.	
56	Siehe	EPR-Regel	42.3	(c);	Mandela	Regeln;	CPT,	 ‘Developments	Concerning	CPT	Standards	 in	Respect	of	Police	Custody:	
Extract	from	the	12th	General	Report	of	the	CPT	published	in	2002’	(2002)	CPT/Inf	(2002)	15-part,	§	42;	CPT/Inf	(2001)	16-
teilig;	SPT,	„Report	über	den	Besuch	in	Mazedonien“	(2019)	CAT/OP/MKD/1/Add.1,	§	21;	SPT,	„Report	über	den	Besuch	in	
Gabun“	(2015)	CAT/OP/GAB/1	§	41.	
57	CPT,	 ‘Documenting	and	Reporting	Medical	Evidence	of	 Ill-Treatment:	Extract	 from	the	23rd	General	Report	of	the	CPT’	
(2013)	CPT/Inf	(2013)	29-part,	§	73.		
58	CPT/Inf	(93)	12,	§	62.	
59	z.B.	CAT-Ausschuss,	Observations	of	the	Committee	against	Torture	on	the	revision	of	the	Standard	Minimum	Rules	for	the	
Treatment	of	Prisoners	 (2014)	CAT/C/51/4,	 §	55;	CAT-Ausschuss,	 Schlussbemerkungen:	Bosnien	und	Herzegowina	 (2011)	
CAT/C/BIH/CO/2-5,	§	17.	Siehe	aber	auch	Mandela	Regeln,	Regel	71	(3);	CPT/Inf	(93)	12,	§	62.	
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Straftaten durch zwei spezifische Instrumente: die Richtlinie 2012/29/EU zur Festlegung von 

Mindeststandards für die Rechte, die Unterstützung und den Schutz von Opfern von 

Straftaten und die Richtlinie 2004/80/EG über die Entschädigung von Opfern von Straftaten. 

Diese Instrumente enthalten die folgenden Rechte: das Recht auf Information; das Recht auf 

Zugang zur Justiz; das Recht auf Schutzmaßnahmen, einschließlich Maßnahmen gegen 

wiederholte Viktimisierung; das Recht auf Opferhilfe; sowie das Recht auf Entschädigung.60 

  

3.2.3. Lebensbedingungen von inhaftierten Personen 

Die materiellen Haftbedingungen und die Lebensqualität in der Justizanstalt allgemein sind 

wichtige Faktoren, die bei der Untersuchung von Gewalt in Haft und ihrer Ursachen zu 

berücksichtigen sind. Insbesondere wurden die folgenden Faktoren als besonders relevant 

für die Prävention von Gewalt identifiziert: Überbelegung/Kapazität der Hafträume; die Art 

des Haftregimes und die Aktivitäten, die den Insass*innen angeboten werden; Kontakt mit 

der Familie und der Außenwelt; die Beziehungen zwischen Mitarbeiter*innen und 

inhaftierten Personen sowie die Professionalität und die Arbeitsbedingungen der 

Mitarbeiter*innen. 

 

3.2.3.1. Überbelegung und Gemeinschaftsunterbringung  

Das Ausmaß der Überbelegung in einer Justizanstalt oder in einem bestimmten Teil davon 

kann an sich eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung darstellen. Überbelegung 

schafft jedoch auch ein fruchtbares Umfeld für verschiedene Formen direkter und indirekter 

Gewalt. Wie vom CPT anerkannt: „Eine überfüllte Justizanstalt ist mit beengten und 

unhygienischen Räumlichkeiten und einem ständigen Mangel an Privatsphäre verbunden 

[…];Aktivitäten außerhalb des Haftraums sind aufgrund des hohen Bedarfs, der die 

personellen Ressourcen, sowie die verfügbare Ausstattung übersteigt, reduziert; 

Gesundheitsdienste sind überlastet; sowie dieerhöhte Gespanntheit führt zu mehr Gewalt 

zwischen Insass*innen sowie zwischen inhaftierten Personen und und Mitarbeiter*innen.“61 

STANDARDS IM FOKUS 

In der Rechtssache Mursic gegen Kroatien stellte der EGMR fest, dass, wenn eine inhaftierte 

Person weniger als 3 Quadratmeter persönlichen Raum in einem Gemeinschaftshaftraum 

hat, ist ein Verstoßes gegen Art. 3 EMRK sehr wahrscheinlich . Diese Annahme eines 

	
60	 z.B.	 Fair	 Trials,	 ‘Rights	Behind	Bars:	Access	 to	 Justice	 for	Victims	of	Violent	Crime	 Suffered	 in	 Pre-Trial	 or	 Immigration	
Detention’	(2019);	FRA,	Victims’	Rights	as	Standards	of	Criminal	Justice:	Justice	for	Victims	of	Violent	Crime:	Part	1	(Amt	für	
Veröffentlichungen	der	Europäischen	Union	2019).	
61	CPT,	‘7th	General	Report	on	the	CPT's	Activities,	1	January	-31	December	1996’	(1997)	CPT/Inf	(97)	10,	§	13.	Zur	
Überbelegung	siehe	auch	die	umfassende	Forschung	der	FRA:	FRA,	Detention	Conditions,	15ff;	und	FRA,	‘Detention	
Conditions	Database’	<https://fra.europa.eu/en/databases/criminal-detention/criminal-detention>.	
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Verstoßes kann von einer Regierung nur widerlegt werden, wenn folgende Faktoren 

kumulativ erfüllt sind:  

• Die Beschränkung des erforderlichen persönlichen Mindestraums von 3 

Quadratmetern ist kurzfristig, gelegentlich und geringfügig;  

• Solche Beschneidungen gehen mit einer ausreichenden Bewegungsfreiheit, sowie 

angemessenen Aktivitäten außerhalb des Haftraums einher;  

• Der Antragsteller ist in einer allgemein als angemessen angesehenen Hafteinrichtung 

untergebracht, und es gibt keine weiteren erschwerenden Aspekte der 

Haftbedingungen.  

Wenn der persönliche Raum zwischen 3 und 4 Quadratmetern liegt, liegt ein Verstoß 

gegen Artikel 3 vor, wenn dieser Faktor mit anderen Aspekten unangemessener 

körperlicher Haftbedingungen verbunden ist (z. B. Unzulänglichkeit hinsichtlich des 

Zugangs zu Bewegung im Freien, natürlichem Licht oder Luft, Belüftung, 

Raumtemperatur, Möglichkeit der privaten Nutzung der Toilette und Einhaltung der 

grundlegenden Sanitär- und Hygieneanforderungen).62 

In seiner Rolle als vorbeugende menschenrechtliche Kontrollstelle hat das CPT einen 

höheren Standard als die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) festgelegt und 

empfohlen, dass 6 m2 als Mindestfläche für inhaftierte Personen in 

Einzelunterbringung,63 und 10 m2 pro Insasse*in im Falle von Hafträumen mit 

Mehrfachbelegung gelten sollten.64 

Die EPR fordern die Staaten außerdem auf, Mechanismen und Strategien festzulegen, um 

sicherzustellen, dass diese Mindestanforderungen nicht durch Überbelegung verletzt 

werden. Insofern wird, wie von mehreren internationalen Organen hervorgehoben, die 

Bedeutung der Verwendung von Freiheitsentzug als allerletztes Mittel hervorgehoben.65  
 

Große Hafträume, die mit Schlaf- und Wohnbereichen sowie sanitären Einrichtungen 

ausgestatten sind, werden häufig auch als gewaltfördernder Aspekt identifiziert.  

STANDARDS IM FOKUS 

	
62	EGMR,	Muršić	gegen	Kroatien,	Nr.	7334/13,	20.	Oktober	2016,	§§	138-139	und	in	diesem	Urteil	auch	die	teilweise	
abweichende	Meinung	der	Richter	Sajó,	López	Guerra	und	Wojtyczek,	gemeinsame	teilweise	abweichende	Meinung	der	
Richter	Lazarova	Trajkovska,	De	Gaetano	und	Grozev	und	teilweise	abweichende	Meinung	von	Richter	Pinto	De	
Albuquerque	mit	kritischen	Bemerkungen	zur	Mehrheitsentscheidung;	siehe	auch	EGMR,	Ananyev	und	andere	gegen	
Russland,	Nr.	42525/07	und	60800/08,	10.	Januar	2012,	§§	149-159;	EGMR,	Neschkow	und	andere	gegen	Bulgarien,	Nr.	
36925/10,	21487/12,	72893/12,	73196/12,	77718/12	und	9717/13,	27.	Januar	2015)	§§	233-243;	siehe	auch	EGMR,	Varga	
und	andere	gegen	Ungarn,	Nr.	14097/12,	45135/12,	73712/12,	34001/13,	44055/13	und	64586/13,	10.	März	2015,	§§	75-
78.	
63	CPT,	Living	Space	per	Prisoner	in	Prison	Establishments:	CPT-Standards	(2015)	CPT/Inf	(2015)	44,	§	XX.	
64	Ibid.	
65	EPR,	Regel	18.4.	
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Laut CPT: „Räume mit großer Kapazität bedeuten unweigerlich einen Mangel an 

Privatsphäre im täglichen Leben der Insass*innen. Darüber hinaus ist das Risiko von 

Einschüchterung und Gewalt hoch. Solche Unterbringungsformen neigen dazu, die 

Entwicklung von Subkulturen von Straftäter*innen zu fördern und die Aufrechterhaltung 

des Zusammenhalts krimineller Organisationen zu erleichtern. Sie können auch die 

ordnungsgemäße Kontrolle durch die Mitarbeiter*innen äußerst schwierig, wenn nicht 

unmöglich machen. Insbesondere bei Unruhen in den Justizanstalten sind Eingriffe von 

außen, bei denen erhebliche Gewalt angewendet wird, schwer zu vermeiden. Mit einer 

solchen Unterbringung wird auch die angemessene Zuweisung einzelner Insass*innen auf 

der Grundlage einer fallbezogenen Risiko- und Bedarfsanalyse zu einer nahezu 

unmöglichen Aufgabe.“66 Das CPT hat daher konsequent empfohlen, von dieser Art der 

Unterbringung zu kleineren Einheiten überzugehen, um Maßnahmen zu ergreifen, die 

sicherstellen, dass die inhaftierten Personen einen angemessenen Teil ihres Tages mit 

gezielten Aktivitäten außerhalb ihrer Wohneinheiten verbringen.  

Die EPR gehen darüber hinaus und erklären ausdrücklich, dass Insass*innen „in der Regel 

[…] bei Nacht in Einzelhafträumen unterzubringen […]“ seien. Eine Ausnahme von dieser 

Regel kann nur gemacht werden, wenn dies im Interesse der inhaftierten Person liegt.67 

Bestehende Gebäudestrukturen und andere Faktoren können es schwierig machen, 

inhaftierte Personen in Einzelhafträumen unterzubringen. Das Erfordernis der 

Unterbringung in Einzelhafträumen sollte jedoch für neue Justizanstalten berücksichtigt 

werden. 

 

3.2.3.2. Haftregime und zielgerichtete Aktivitäten  

Die Aktivitäten und Möglichkeiten, die inhaftierten Personen angeboten werden, sind für die 

Prävention von Gewalt ebenso wichtig wie Sicherheitsmaßnahmen oder materielle 

Haftbedingungen. Ein zufriedenstellendes Aktivitätenprogramm ist für das Wohlergehen 

aller Insass*innen von entscheidender Bedeutung. Das Haftregime sollte daher ein 

ausgewogenes Programm von Aktivitäten anbieten, einschließlich Arbeit, Bewegung, 

Erholung und Bildung.68 Gemäß internationalen Standards muss allen Insass*innen 

(einschließlich derjenigen, die disziplinarisch bestraft werden) täglich mindestens eine 

Stunde Bewegung unter freiem Himmel gewährt werden, wenn sie dies möchten, und 

vorzugsweise im Rahmen eines umfassenderen Programms von Aktivitäten außerhalb des 

	
66	CPT/Inf	(2001)	16-teilig,	§	29.	
67	EPR,	Regel	18.5.;	siehe	auch	Mandela	Regeln,	Regel	12;	Europäisches	Komitee	für	Verbrechensprobleme	(CDPC),	Council	
for	Penological	Co-Operation	(PC-CP),	überarbeiteter	Kommentar	zur	Empfehlung	CM/Rec	(2006)	2	des	Ministerkomitees	
an	die	Mitgliedstaaten	zu	den	Europäischen	Strafvollzugsgrundsätzen	(2018)	PC-CP	(2018)	1	rev	2,	12-13.	
68	EPR-Regeln	25,	26	(Arbeit),	27	(Bewegung	und	Erholung),	28	(Bildung);	Mandela	Regeln,	Regeln	96-103	(Arbeit),	104-105	
(Bildung	und	Erholung),	106-108	(soziale	Beziehungen	und	Nachsorge).	
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Haftraums.69Darüber hinaus ist das CPT der Ansicht, dass alle inhaftierten Personen (sowohl 

nicht verurteilte als auch verurteilte) in der Lage sein sollten, einen angemessenen Teil des 

Tages (d.h. 8 Stunden oder mehr) außerhalb ihrer Hafträume zu verbringen, um gezielte 

Aktivitäten unterschiedlicher Art durchzuführen.70 Bei schlechtem Wetter sind alternative 

Vorkehrungen zu treffen, damit die Insass*innen Sport treiben können. Das CPT empfiehlt 

Schutz vor schlechtem Wetter und Schutz vor der Sonne.71 Wie von den EPR angegeben, sollte 

das Ziel des Haftregimes darin bestehen, allen inhaftierten Personen so viele Stunden pro Tag 

wie möglich außerhalb ihrer Hafträume zu verbringen, um ein angemessenes Maß an 

menschlicher und sozialer Interaktion sicherzustellen (Regel 25). 

 

3.2.4. Beziehungen zwischen Mitarbeiter*innen und inhaftierten Personen, 

Professionalität der Mitarbeiter*innen und Arbeitsbedingungen 

Die Gefängnisregeln hängen stark von der Fähigkeit der Anstaltsmitarbeiter*innen ab, sie 

umzusetzen. Daher ist es von größter Bedeutung, dass Management und Mitarbeiter*innen 

derart geschult sowie in die Lage versetzt werden, Grundrechte und -standards in die Praxis 

umzusetzen, einschließlich solcher, die Gewalt betreffen.72  

Besonderes Augenmerk sollte auf die Beziehung zwischen den Anstaltsmitarbeiter*innen 

und den von ihnen betreuten Insass*innen gelegt werden. Wie das CPT feststellt: „Die 

Förderung konstruktiver und nicht konfrontativer Beziehungen zwischen inhaftierten 

Personen und Mitarbeiter*innen wird dazu beitragen, die Spannungen in jedem 

Gefängnisumfeld zu verringern und die Wahrscheinlichkeit von gewalttätigen Vorfällen und 

damit verbundenen Behandlungen erheblich zu verringern. Kurz gesagt, das CPT wünscht 

sich einen Vollzug geprägt von Kommunikation und Fürsorge, einhergehend mit 

Kontrollmaßnahmen. Ein solcher Ansatz würde die Sicherheit nicht untergraben, sondern sie 

durchaus verbessern.“73 

	
69	EPR-Regel	27;	Mandela	Regeln,	Regel	23;	EGMR,	Neschkow	und	andere	gegen	Bulgarien,	Nr.	36925/10,	21487/12,	
72893/12,	73196/12,	77718/12	und	9717/13,	27.	Januar	2015,	§	234;	EGMR,	Ananyev	und	andere	gegen	Russland	Nr.	
42525/07	und	60800/08,	10.	Juni	2012,	§	150;	siehe	auch	EGMR,	Muršić	gegen	Kroatien,	Nr.	7334/13,	20.	Oktober	2016,	§	
133.	Informationen	zur	Zeit	außerhalb	des	Haftraums	und	im	Freien	finden	Sie	auch	in	den	umfassenden	Untersuchungen	
der	FRA:	FRA,	Detention	Conditions,	27ff.	und	FRA,	Datenbank.	
70	CPT/Inf	(2001)	16-part,	§	33.	CPT,	‘25th	General	Report	of	the	CPT’s	Activities,	1	January-31	December	2015	(2016)	§	58.	
71	z.B.	CPT,	„Bericht	über	den	Besuch	im	Vereinigten	Königreich“	(2014)	CPT/Inf	(2014)	11	§	39.	Siehe	auch	EPR-Regel	27.1	
und	Mandela	Regeln,	Regel	23,	in	denen	es	heißt:	„Jeder	Häftling,	der	nicht	im	Freien	beschäftigt	ist,	muss	täglich	mindestens	
eine	Stunde	geeignete	Bewegung	im	Freien	haben,	wenn	das	Wetter	dies	zulässt.“	
72	EPR	Rules	71-91;	Mandela	Regeln,	Regeln	74-82.	Siehe	auch	CPT/Inf	(2001)	16-teilig,	§	26,	in	dem	es	heißt:	„Der	Eckpfeiler	
eines	humanen	Gefängnissystems	wird	immer	ordnungsgemäß	rekrutiertes	und	geschultes	Gefängnispersonal	sein,	das	weiß,	
wie	man	in	seinen	Beziehungen	zu	Insass*innen	die	richtige	Haltung	einnimmt	und	das	seine	Arbeit	mehr	als	Berufung	und	
nicht	nur	als	Job	ansieht.	Der	Aufbau	positiver	Beziehungen	zu	Insass*innen	sollte	als	wesentliches	Merkmal	dieser	Berufung	
anerkannt	werden.“	
73	CPT,	‘2nd	General	Report	of	the	CPT’s	Activities,	1	January-31	December	1991’	(1992)	CPT/Inf	(92)	3,	§	45;	siehe	auch	
CPT/Inf	(2001)	16-part,	§	26.	
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STANDARD IM FOKUS 

Das Konzept der Sicherheit in Haft wird zunehmend als „dynamisch“ und nicht als statisch 

anerkannt. Dies bedeutet, dass die Sicherheit nicht nur von statischen Faktoren wie 

physischen (Wände, Gitter, Balken, Tore, Videoüberwachung) oder verfahrenstechnischen 

Aspekten (Durchsuchungen, kontrollierte Bewegung, Alarme, Kommunikation, 

Schlüsselverwaltung und Kategorisierung) abhängt, sondern auch von Natur aus von 

dynamischen Faktoren, insbesondere vom Verhalten der Anstaltsmitarbeiter*innen und 

ihrer Beziehung zu den inhaftierten Personen, abhängt (siehe auch oben § 3.2.1). 74  

 

Darüber hinaus sollten die Mitarbeiter*innen nach hohen beruflichen und persönlichen 

Standards arbeiten. Es ist wichtig, dass sie einen ethischen Ansatz verfolgen, der die 

Verpflichtung hochhält, alle Insass*innen mit Menschlichkeit und unter Achtung ihrer 

inhärenten Würde zu behandeln.75 Der Europäische Ethikkodex für Gefängnispersonal bietet 

zusätzliche Leitlinien zu den allgemeinen Zielen, der Leistung und der Rechenschaftspflicht 

des Gefängnispersonals, basierend auf den folgenden Punkten: Rechenschaftspflicht, 

Integrität, Achtung und Schutz der Menschenwürde, Fürsorge und Unterstützung, Fairness, 

Unparteilichkeit und Nicht-Diskriminierung, Zusammenarbeit, Vertraulichkeit und 

Datenschutz.76 Die Anstaltsleitung ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die 

Mitarbeiter*innen sorgfältig ausgewählt werden.77 Auswahlkriterien sollten unter anderem 

Integrität, Menschlichkeit, berufliche Leistungsfähigkeit und persönliche Eignung für die 

komplexe Arbeit sowie kulturelle Sensibilität, Interaktionskompetenzen und sprachliche 

Kompetenzen sein.78 Darüber hinaus sollten spezielle Auswahlverfahren für 

Mitarbeiter*innen eingerichtet werden, die mit bestimmten Gruppen von Insass*innen wie 

Jugendlichen arbeiten.79 Das Personal sollte aus so vielen spezialisierte Berufsgruppen wie 

möglich bestehen , das zur Förderung des körperlichen und geistigen Wohlbefindens der 

inhaftierten Personen ausgebildet ist, darunter Psychiater*innen, Psycholog*innen, 

Sozialarbeiter*innen, Lehrer*innen sowie Berufsschullehrer*innen und Lehrer*innen für 

Sport und Leibeserziehung.80 Die Mitarbeiter*innen sollten vor ihrem Dienstantritt sowie 

während ihrer gesamten Karriere geschult werden.81 Die Schulung sollte das Verbot von 

	
74	EPR-Regel	51.2.	
75	EPR-Regeln	72ff.	
76	Europarat,	Empfehlung	CM/Rec	(2012)	5	des	Ministerkomitees	an	die	Mitgliedstaaten	zum	Europäischen	Ethikkodex	für	
Gefängnispersonal	(2012)	s	IV.	
77	EPR-Regel	76-80;	Mandela	Regeln,	Regel	75.	
78	EPR-Regel	77;	Mandela	Regeln,	Regel	74;	siehe	auch	CM/Rec	(2012)	12	§	38;	CoE,	„Richtlinien	für	die	Einstellung,	
Auswahl,	Ausbildung,	Schulung	und	berufliche	Entwicklung	von	Gefängnis-	und	Bewährungshelfern“	(2019)	§	4	[im	
Folgenden:	CoE,	Guidelines	Regarding	Staff].	
79	CoE,	Richtlinien	für	Mitarbeiter	(2019)	§	4	(c).	
80	EPR-Regel	89;	Mandela-Regeln,	Regel	78.	
81	EPR-Regel	71;	Mandela-Regeln,	Regel	75	(2);	CoE,	Guidelines	Regarding	Staff,	§	2.	
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Folter und Misshandlung sowie Prävention und evidenzbasierte Unterweisung in Bezug auf 

gesetzliche Standards, Schutz und Sicherheit (einschließlich dynamischer Sicherheit, 

Konfliktlösung und Alternativen zur Anwendung von Gewalt und Zwangsmaßnahmen ), 

grundlegende medizinische Fähigkeiten, sowie auch allgemeine Prinzipien der 

Sozialfürsorge, Kriminologie, Psychologie und psychischen Gesundheit und Berufsethik 

umfassen.82 Für Mitarbeiter*innen, die mit bestimmten Kategorien von Insass*innen, wie 

Jugendlichen oder Frauen, arbeiten, und für Fachpersonal wie Angehörige der 

Gesundheitsberufe sollte eine gezieltere Schulung angeboten werden.83 

Wie die Mitarbeiter*innen die Führungsqualitäten der Anstaltsleitung wahrnehmen und wie 

zufrieden sie mit ihrer Arbeit sind, spielt eine entscheidende Rolle für die Gefängniskultur 

und das Ausmaß der Gewalt in Haft, einschließlich der Gewalt zwischen Mitarbeiter*innen 

und Insass*innen.84 Um angemessene Arbeitsbedingungen zu gewährleisten, sollten die 

Mitarbeiter*innen dauerhaft eingestellt werden und den Status eines/einer öffentlich 

Bediensteten mit Beschäftigungssicherheit, angemessenem Gehalt und Leistungen haben, 

die ihre Arbeitsverantwortung widerspiegelt.85 Die Anzahl der Mitarbeiter*innen in der 

Justizanstalt sollte angemessen sein.86 Wo die Zahl der Mitarbeiter*innen nicht ausreicht, 

sind erhebliche Überstunden erforderlich, um ein grundlegendes Sicherheitsniveau 

aufrechtzuerhalten. Das kann zu einem hohen Stresslevel der Mitarbeiter*innen und einer 

Verschärfung der Spannungen in der Justizanstalt führen.87  

  

	
82	Art	10	CAT;	EPR-Regeln	81.4	und	69.3;	Mandela-Regeln,	Regel	76	(1);	siehe	auch	CoE,	„Richtlinien	für	das	Personal“	§§	7.2-
7.3;	CPT,	‘Juveniles	Deprived	of	Their	Liberty	Under	Criminal	Legislation:	Extract	from	the	24th	General	Report	of	the	CPT’,	
veröffentlicht	2015	(2015)	CPT/Inf	(2015)	1-teilig	rev1,	§	120;	Zur	Schulung	der	Mitarbeiter*innen	siehe	auch:	Sharon	Shalev,	
Kimmet	Edgar,	Deep	Custody:	Segregation	Units	and	Close	Supervision	Centres	in	England	and	Wales	(Prison	Reform	Trust	
2010)	7-12.	
83	EPR-Regel	81.3;	Mandela-Regeln,	Regel	76	(1)	(d)	und	76	(2);	siehe	auch	CPT,	„Frauen	in	der	Justizanstalt“	(2018)	CPT/Inf	
(2018)	 5,	 §	 7;	 CPT/Inf	 (2015)	 1-part	 rev1,	 Absätze	 100	 und	 120;	 CPT/Inf	 (2013)	 29-part,	 §	 82;	 CoE,	 „Richtlinien	 für	 das	
Personal“,	Absätze	7.2-7.3.	
84	Michael	J.	Gilbert,	‘The	Illusion	of	Structure:	A	Critique	of	the	Classical	Model	of	Organisation	and	the	Discretionary	Power	
of	Correctional	Officers’	(1997)	22(1)	Criminal	Justice	Review,	49-64.	
85	EPR-Regeln	78-79;	Mandela-Regeln,	Regel	74	(3).	
86	EPR-Regel	83;	Mandela-Regeln,	Regel	81.	
87	 CPT/Inf	 (2001)	 16-teilig,	 §	 26;	 siehe	 auch	 CPT,	 „Report	 on	 the	 Visit	 to	 Lettland“	 (2017)	 CPT/Inf	 (2017)	 16);	 FRA,	
Haftbedingungen,	43.	
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4. Monitoring von Gewalt in Haft 

 

Wie oben erläutert, ist Gewalt ein komplexes und weit verbreitetes Phänomen. Eine effektive 

menschenrechtliche Kontrolle ist daher nur schwer zu gewährleisten. Der folgende Abschnitt 

soll NPMs praktische Anleitungen zu Monitoring-Methoden geben. 

4.1. Schaffung der Grundlage für ein wirksames Monitoring von Gewalt in Haft 

4.1.1. Ein gutes Verständnis über Gewalt in Haft erlangen  

Für NPMs ist es von Beginn an wichtig, ein gutes Verständnis über Gewalt in Haft und alle 

Faktoren zu haben, die im Allgemeinen, aber auch in bestimmten Länderkontexten zu ihr 

beitragen. Dieses Verständnis sollte über die Anzahl gewalttätiger Vorfälle und anderer 

sichtbarer Aspekte, die zur Gewalt beitragen, hinausgehen und sich auch auf immaterielle 

Aspekte konzentrieren. Diese sind häufig verborgen, aber für die Prävention von Gewalt und 

letztendlich von Misshandlungen gleichermaßen relevant. 

Die im Rahmen dieses Projekts durchgeführten Untersuchungen haben jedoch gezeigt, dass 

NPMs in der Regel nur die messbaren Größen wie Vorfälle direkter Gewalt und materielle 

Haftbedingungen überwachen und sich selten mit den Faktoren befassen, die indirekt Gewalt 

in Haft verursachen und fördern, wie beispielsweise strukturelle Gewalt, die Gefängniskultur 

sowie die dynamische Sicherheit und die ihr zugrundeliegenden Elemente, einschließlich der 

Beziehungen zwischen Mitarbeiter*innen und inhaftierten Personen. Um Gewalt effektiv 

überwachen zu können, müssen jedoch alle relevanten Aspekte berücksichtigt werden, auch 

diejenigen, die weniger sichtbar sind. 

Das in Abbildung 3 dargestellte Eisbergmodell kann ein nützliches Werkzeug für NPMs sein, 

um alle verschiedenen Dimensionen zu visualisieren und abzubilden, die für das Verständnis 

des Problems von Gewalt in Haft und deren Ursachen relevant sind. Das Modell zeigt, dass 

nur ein begrenzter Teil der Faktoren, die zur Gewalt in Haft beitragen, sichtbar ist, während 

ein viel größerer Teil „unter der Wasserlinie verborgen“ ist (siehe auch unten § 5).88 

	
88	Ein	nützliches	 Instrument	 für	die	Überwachung	 in	dieser	Hinsicht	 ist:	PRI	und	APT,	 Institutional	Culture	 in	Detention:	A	
Framework	for	Preventive	Monitoring	(PRI	und	APT	2015)	[PRI	und	APT,	Institutionelle	Kultur].	
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Abbildung 3: Eisbergmodell – Monitoring von Gewalt in Haft 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

An der Spitze des Eisbergs stehen Ereignisse und Folgen (direkte Gewalt) wie 

Gewalttaten zwischen Insass*innen, Übergriffe auf Anstaltsmitarbeiter*innen, 

Vorfälle von Selbstverletzung und Suizid sowie andere Todesfälle in Haft. 

Eine hohe Anzahl gewalttätiger Vorfälle kann NPMs alarmieren und auf die 

Notwendigkeit einer eingehenderen Untersuchung hinweisen.89 Da Gewalt jedoch 

häufig hinter verschlossenen Türen stattfindet und nicht gemeldet wird, sollten 

Statistiken Zahlen nicht die einzigen Indikatoren für Gewalt in Haft sein.  

Unter der Wasseroberfläche befinden sich Muster und zugrundeliegende 

Strukturen (strukturelle Gewalt), wie z. B. Trends bei der Ausübung von Autorität 

und Führung, Vorschriften, Verfahren, Programme und Richtlinien sowie 

Maßnahmen zu deren Umsetzung und wiederkehrende Praktiken sowie 

ungeschriebene Regeln in allen Beziehungen (Insass*innen-Mitarbeiter*innen, 

Mitarbeiter*innen untereinander, Insass*innen untereinander). Darüber hinaus 

gibt es mentale Modelle (kulturelle Gewalt) wie die Überzeugungen, 

Einstellungen und Werte aller, die in der Justizanstalt arbeiten und leben. 

Diese Faktoren liefern Informationen darüber, wie Haftanstalten organisiert sind 

und warum die Dinge auf eine bestimmte Art und Weise geschehen. Dies ist 

wichtig, um das Problem der Gewalt in Haft und seine Ursachen gründlich zu 

	
89	Zum	Beispiel	der	Ad-hoc-Besuch	des	CPT	des	Europarates	im	Vereinigten	Königreich,	der	vom	13.	bis	23.	Mai	2019	
stattfand,	aufgrund	der	anhaltend	hohen	Gewalt	in	den	örtlichen	Justizanstalten	für	männliche	Erwachsene	und	
Jugendstrafanstalten	sowie	allgemeiner	Bedenken	in	Bezug	auf	Regime,	Anwendung	von	Gewalt,	Segregation	und	Einsatz	
von	Zwangsmitteln:	CPT,	„Report	on	the	Visit	to	the	United	KIngdom“	(2020)	CPT/Inf	(2020)	18.	
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verstehen und Empfehlungen für Veränderungen abzugeben. Ein gründliches 

Verständnis von Mustern, zugrunde liegenden Strukturen und mentalen 

Modellen kann den Personen, die das Monitoring durchführen, außerdem helfen, 

über die Statik hinauszuschauen und die verborgenen Dimensionen von Gewalt 

zu erkennen, wie z. B. Angst vor Repressalien, Vergeltungsmaßnahmen, Scham, 

das Zögern, Schwachstellen und Schwächen offenzulegen, oder allgemeiner, ein 

Mangel an Vertrauen in die Strafvollzugsbehörden und das Justizsystem. 

 

NPMs sollten ihr Verständnis von Gewalt in Haft komplementieren, indem sie mehrere 

Perspektiven integrieren und Daten und Informationen über Gewalt in Haft von anderen 

beteiligten Interessengruppen sammeln, wie z.B. von einer Ombudsstelle (falls vorhanden), 

NGOs und Freiwilligenorganisationen, Bewährungshelfer*innen, Anwält*innen, 

Journalist*innen und Medien, Angehörigen von inhaftierten Personen, 

Gefängnisseelsorger*innen, ehemaligen Insass*innen und Gefängnisforscher*innen. 

Die Zusammenarbeit mit verschiedenen Interessengruppen kann der Schlüssel sein, um das 

Problem der Gewalt in den Justizanstalten eines Landes vollständig zu erfassen und zu 

verstehen, was am besten zur Prävention von Gewalt in Haft beiträgt. Dazu gehört 

letztendlich auch die Entwicklung einer Monitoring-Strategie, sowie angemessene Prozesse 

und Verfahren zur Förderung von Veränderungen (siehe auch unten, § 4.2). 

4.1.2. Erlangung guter Kenntnisse über Standards und Präzisierung derselben, wenn diese zu 

vage sind 

NPMs sollten über gute Kenntnisse aller Standards verfügen, die für die Verhütung von 

Gewalt in Haftanstalten relevant sind, um zu beurteilen, ob der rechtliche und politische 

Rahmen für die Gewaltprävention in einem bestimmten Mitgliedstaat internationalen 

Standards entspricht und erforderlichenfalls Empfehlungen für Änderungen bei den 

Behörden vorlegen. Wenn internationale Standards zu allgemein und nicht klar genug sind, 

können NPMs auch eigene, genauere Kriterien vorschlagen, um ihre Bedeutung zu klären und 

zu konkretisieren. Beispiele für diese Praxis wurden bei den NPMs in Frankreich und 

Großbritannien vorgefunden. 
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Gute Praxis:  
 
NPM Vereinigtes Königreich – Die Aufsichtsbehörde Ihrer Majestät für 

Justizanstalten in England und Wales (HMIP) hat Inspektionskriterien 

veröffentlicht, die als „Erwartungen“ bekannt sind und auf internationalen 

Standards basieren, aber an den britischen Kontext angepasst sind und in 

bestimmten Aspekten über sie hinausgehen, um höhere Standards als die 

international definierten Mindeststandards anzustreben (siehe auch unten, § 

4.1.3). Im Jahr 2019 veröffentlichte der französische NPM 

„Mindestempfehlungen zur Achtung der Würde und der Grundrechte von 

Menschen, denen die Freiheit entzogen ist“. Das Dokument fasst das 

Wesentliche der vom französischen NPM seit 2008 entwickelten Doktrin 

zusammen und organisiert sie, einschließlich Empfehlungen, die für die 

Prävention von Gewalt relevant sind (z. B. Verhinderung einer 

Beeinträchtigung der körperlichen oder geistigen Unversehrtheit einer 

inhaftierten Person und Einschränkung von Kontrollen und Beschränkungen 

zusätzlich zum Freiheitsentzug).90 Obwohl das Dokument keine spezifischen 

Indikatoren für Personen enthält, die mit dem Monitoring beauftragt sind, 

gibt es einen guten Überblick über die Standards, die vom französischen NPM 

in seinen Empfehlungen verwendet werden. 

 

4.1.3. Ein systemischer Ansatz zum Monitoring von Gewalt in Haft 

Um effektiv zu sein, sollten NPMs einen systemischen Ansatz verfolgen. Sie sollten zunächst 

das gewünschte Ergebnis formulieren, das sie mit ihrer präventiven 

Menschenrechtskontrolle zu erreichen versuchen, oder mit anderen Worten: „mit dem Ziel 

vor Augen beginnen“ und „die gewünschte Änderung visualisieren“.91 Dies hilft dem 

Monitoring-Team, ein klares und gemeinsames Verständnis für das, was erreicht werden 

sollte, aufrechtzuerhalten und spezifische Ziele zu definieren. Die Entscheidung, auf die sich 

ein NPM bezieht, hängt davon ab, was er konkret erreichen möchte (siehe auch in dieser 

	
90	Französische	NPM	(Contrôleur	Général	des	Lieux	de	Privation	de	Liberté),	Contrôleur	Général	des	Lieux	de	Privation	de	
Liberté’s	Minimum	Recommendations	to	Respect	the	Dignity	and	Fundamental	Rights	of	People	Deprived	of	Liberty	
(Contrôleur	Général	des	Lieux	de	Privation	de	Liberté	2019).	
91	Ludwig	Boltzmann	Institut	für	Menschenrechte	(BIM)	und	Umsetzungszentrum	für	Menschenrechte	(HRIC),	Verbesserung	
der	Wirkung	Nationaler	Präventionsmechanismen.	 Stärkung	des	Follow-up	 zu	NPM-Empfehlungen	 in	der	EU:	 Strategische	
Entwicklung,	aktuelle	Praktiken	und	der	Weg	in	die	Zukunft	(2015)	92.	
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Reihe das Dossier). Um einen gemeinsamen Ansatz zu finden, insbesondere in Bezug auf das 

komplexe Thema Gewalt, könnten Mitglieder des Besucherteams es nützlich finden, ihre 

eigenen Annahmen bezüglich der Ursachen von Gewalt, sowie ihre Ideen, wie Veränderungen 

erreicht werden können, zu diskutieren. Da es nicht möglich ist, alle für Gewalt relevanten 

Aspekte während eines einzigen Besuchs zu untersuchen, sollten die Ziele für jeden einzelnen 

Besuch in eine umfassendere und langfristige Strategie zum Monitoring von Gewalt in Haft 

eingebettet werden. Wenn mehrere Besuche in einem Gefängnis geplant sind, könnte der 

NPM mit der Untersuchung der physischen Aspekte der Gefängniseinrichtung im Hinblick 

auf Gewaltprävention beginnen und gleichzeitig mehr Informationen über die Prävalenz von 

Gewalt erhalten, um möglicherweise eine spezifisch problematische Form des 

Gewaltmusters zu identifizieren. Bei späteren Besuchen könnten die vorherrschende Kultur 

und die Beziehungen zwischen Mitarbeiter*innen und inhaftierten Personen im Mittelpunkt 

stehen, um mehr über die weniger sichtbaren Ursachen „unter der Wasseroberfläche “ 

herauszufinden. 
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Gute Praxis: NPM Vereinigtes Königreich – Die HMIP hat „Gesunde Gefängnistests“ 

und auf dieser Grundlage Erwartungen entwickelt.92 Jede Erwartung setzt sich wiederum 

aus einer Reihe von Indikatoren zusammen, die erfüllt werden müssen, um den 

Standard zu entsprechen. Diese Methoden geben ein klares Bild davon, wie die Dinge 

sein sollten. Dadurch werden der Monitoring-Prozess fokussiert und den 

Gefängnisbehörden präzise Anweisungen gegeben. Obwohl diese Tests nicht speziell für 

das Monitoring von Gewalt in Haft entwickelt wurden, unterstützen sie eine weitere 

Qualitätssicherung, sowie eine bessere Lebensqualität in Haft, wobei beide wichtige 

Faktoren für die Reduzierung von Gewalt sind. Das HMIP inspiziert vier Bereiche:  

 

•Sicherheit – ob alle inhaftiere Personen, insbesondere die schutzbedürftigsten, in Sicherheit 

und frei von Gewalt festgehalten werden. 

• Respekt – ob Insass*innen mit Respekt vor ihrer Menschenwürde behandelt werden. 

• Sinnvolle Aktivität – ob inhaftierte Personen die Möglichkeit haben und es auch von ihnen 

erwartet wird, diverse Aktivitäten auszuüben, die ihnen voraussichtlich zugutekommen. 

• Rehabilitations- und Entlassungsplanung – ob Insass*innen bei der Aufrechterhaltung 

und Entwicklung von Beziehungen zu ihrer Familie und ihren Freund*innen unterstützt 

werden. - Ob ihnen geholfen wird, die Rückfallswahrscheinlichkeit zu verringern; das Risiko 

jemanden Schaden zuzufügen, effektiv gehandhabt wird; und ob sie auf ihre Rückkehr in die 

Gemeinschaft vorbereitet werden. 

  

 

4.2. Einen Besuch vorbereiten 

4.2.1. Sammeln von Daten und Informationen vor dem Besuch  

NPMs sollten sich bemühen, so viele spezifische Informationen und Daten wie möglich über 

Gewalt in einem bestimmten Gefängnis zu sammeln. Diese Informationen können dann mit 

denen anderer Justizanstalten verglichen und verwendet werden, um Hypothesen zur 

Situation zu formulieren und die Ziele und Prioritäten des Besuchs zu definieren. Dies kann 

nützlich sein, um ein besseres Verständnis des Ausmaßes der Gewalt in einer Justizanstalt zu 

gewinnen und NPMs die Möglichkeit zu geben, verborgene Dimensionen von Gewalt effektiv 

zu überwachen.  

	
92	HMIP,	Erwartungen.	Die	Inspektionen	und	Überprüfungen	des	HMIP	basieren	auf	dem	Konzept	für	gesunde	Gefängnisse,	
das	 zuerst	 von	 der	Weltgesundheitsorganisation	 (WHO)	 aufgestellt	 wurde.	 Weitere	 Einzelheiten	 finden	 Sie	 unter	WHO,	
‘Healthy	Settings’	<https://www.who.int/healthpromotion/healthy-settings/en/>.	
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Zu Beginn können NPMs den operativen Rahmen einer Justizanstalt in Bezug auf Gewalt in 

Haft untersuchen, d.h. Dokumente wie z.B.:  

• Die Gesetzgebung in Bezug auf Justizanstalten (z. B. Gesetze und Vorschriften) 

• Richtlinien und Verfahren (z. B. Erlässe , Anordnungen)  

• Personalanweisungen und die Ausbildung des Gefängnispersonals (z. B. 

Verhaltenskodex, Disziplinarverfahren, Stellenbeschreibungen, Schulungsinhalte) 

• Anweisungen für inhaftierte Personen (z. B. Hausordnung, Disziplinarverfahren) 

• Informationen, die auf der Homepage der Justizanstalt bzw. des Ministeriums für Justiz 

öffentlich zugänglich sind (z.B. Welche Sprachen sind verfügbar? Welche Informationen 

werden auf welche Weise bereitgestellt? Werden häufig gestellte Fragen beantwortet?) 

 

Die vor einem Besuch gesammelten Informationen sollten außerdem Folgendes umfassen: 

Informationen von früheren Monitoring-Besuchen (nationaler und internationaler 

Kontrollorgane); Ergebnisse parlamentarische Anfragen oder von der Regierung 

offengelegte Daten, sowie Informationen, die aus Konsultationen mit anderen 

Interessengruppen gewonnen werden könnten (siehe auch oben, § 4.1.1). 

 

Entweder vor einem Besuch oder am ersten Tag eines unangekündigten Besuchs könnten93 

NPMs Statistiken, Daten oder Berichte von der Gefängnisverwaltung oder dem jeweiligen 

Gefängnis anfordern bzw. falls möglich, darauf zugreifen, die für die Überwachung von 

Gewalt in Haft relevant sind. Wenn noch keine erforderlichen Daten verfügbar sind, sollte der 

NPM empfehlen, diese zu sammeln.  

Welche Daten können für die Menschenrechtskontrolle von Gewalt in Haft 

hilfreich sein? 

• Kapazität der Justizanstalt/Anzahl der Insass*innen, Anzahl bestimmter 

Gruppen von Insass*innen, Anzahl der Mitarbeiter*innen und deren 

Verantwortlichkeiten, Verhältnis von Mitarbeiter*innen zu Insass*innen, 

Aufschlüsselung nach Geschlecht 

• Vorfallberichte  

	
93	Beispielsweise	erhält	der	rumänische	NPM	von	seinen	Büros	aus	Zugang	zu	allgemeinen	Statistiken	der	
Gefängnisverwaltung	und	hat	während	des	Besuchs	einer	Justizanstalt	besonderen	Zugang	zum	internen	System	zur	
Verwaltung	von	Häftlingsakten	(Interview	mit	dem	NPM	Rumänien	vom	30.6.2020).	Auch	der	österreichische	NPM,	
Austrian	Ombudsmann	Board,	hat	während	des	Besuchs	einer	Justizanstalt	Zugang	zu	Teilen	des	Systems	zur	Verwaltung	
von	Häftlingsakten.	
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• Art der Gewalt gegen Mitarbeiter*innen durch Insass*innen 

• Art der Gewalt zwischen Insass*Innen 

• Vorfälle von Selbstverletzung und Suizid 

• Anwendung von Kontrolle und Zwangsmitteln/Einsatz von Gewalt/Einzelhaft 

• Fluchten oder versuchte Fluchten 

• Todesfälle in Gewahrsam 

• Berichte über Fehlverhalten von Mitarbeiter*innen 

• Art und Anzahl der Beschwerden  

• Berichte über das Auffinden von Schmuggelware, inkl. Angabe von Art und 

Menge 

• Anzahl der Insass*innen, die Substitutionsmedikamenten erhalten  

• Anzahl/Stunden der Insass*innen mit konstruktiver Tätigkeit (Arbeit, 

Bildung, Sonstiges) 

• Anzahl der Insass*innen, die 22 Stunden oder länger (allein) in ihren 

Hafträumen verbringen 

 

4.2.2. Dauer der Besuche 

Die Dauer eines Besuchs hängt in der Regel von den von den NPMs festgelegten Zielen sowie 

von Faktoren wie der Größe der Justizanstalt, dem Wissen über den zu besuchenden Ort oder 

der Frage ab, ob Dolmetscher*innen für die Befragung von inhaftieren Personen erforderlich 

sind. In diesem Zusammenhang sollten NPMs berücksichtigen, dass das Monitoring von 

Gewalt mehr Zeit als gewöhnlich benötigen könnte. Insbesondere wenn NPMs kulturelle 

Themen überwachen möchten, reicht ein Besuch von einigen Stunden möglicherweise nicht 

aus. Darüber hinaus kann es sein, dass Insass*innen einige Zeit benötigen, bevor sie z.B. 

bereit sind, über Gewalt zwischen Mitarbeiter*innen und Insass*innen zu sprechen. Um 

genügend Zeit zu haben, und ein gutes Verständnis aller für Gewalt relevanten Aspekte zu 

erlangen, einschließlich derjenigen, die weniger sichtbar sind, sollten NPMs daher erwägen, 

längere Besuche von mindestens drei bis vier Tagen durchzuführen. Einige NPMs, wie der 

britische NPM (HMIP), führen Besuche von bis zu zwei Wochen in einem Gefängnis durch. 

4.2.3. Zusammensetzung des Besuchsteams 

Um verschiedene erforderliche Fähigkeiten abzudecken, sollte das Besuchsteam sich 

idealerweise aus einem interdisziplinären Team zusammensetzen. Es sollte mindestens eine 

Person mit juristischem und eine mit medizinischem Hintergrund vertreten sein. Darüber 
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hinaus ist es von Vorteil, wenn eine Fachperson mit psychosozialem Hintergrund sowie 

Personen mit Erfahrung aus erster Hand, wie ehemalige Anstaltsmitarbeiter*innen oder 

vormals inhaftierten Personen, Teil des Teams sind.94 Das Gleichgewicht zwischen den 

Geschlechtern und die Vielfalt zwischen den Beobachter*innen sind von Vorteil, 

insbesondere wenn sich ein/eine Insasse*in oder ein/eine Mitarbeiter*in wohler fühlt, wenn 

er/sie mit einem/einer Beobachter*in des gleichen Geschlechts spricht. 

4.3. Einen Besuch durchführen 

4.3.1. Beobachtung der Haftbedingungen und der Gefängniskultur 

Anhand der Architektur und der Gestaltung einer Justizanstalt lässt sich festzustellen, ob ihre 

Umgebung human, rehabilitativ und respektvoll gegenüber der physischen und moralischen 

Integrität einer Person ist. Schlechte Haftbedingungen haben unmittelbare und langfristige 

Folgen für die Sicherheit und das Wohlbefinden der inhaftierten Personen und sind auch mit 

einem verminderten Wohlbefinden der Mitarbeiter*innen verbunden. Daher sollten NPMs 

einen besonderen Schwerpunkt auf die sichtbare/physische Gefängnisumgebung legen, aber 

auch auf die vorherrschende Kultur und die Art und Weise, wie Menschen miteinander 

umgehen, nicht außer Acht lassen.  

Ein Rundgang durch die Justizanstalt gibt NPMs die Möglichkeit, Insass*innen und 

Mitarbeiter*innen über den stattfindenden Besuch zu informieren. Beobachter*innen 

können sich auf Bereiche konzentrieren, die nicht ständig überwacht werden, wie z. B. 

Hafträume und Duschen. Sie können sich erkundigen, wie die Sicherheit gewährleistet oder 

erhöht werden kann, und beurteilen, ob es Bereiche gibt, in denen es sich um „tote Winkel“ 

handelt, die Fälle von Gewalt zulassen würden, ohne dass dies jemand bemerkt. Dies schließt 

zum Beispiel Insass*innen in Hochsicherheitstrakten oder Personen in einer 

schutzbedürftigen Situation ein, die insbesondere aus Schutz- und Disziplinargründen 

getrennt vom Rest der Gefängnisbevölkerung angehalten werden. Diese Bereiche sollten zu 

einem frühen Zeitpunkt des Besuchs besucht werden, um sicherzustellen, dass Insass*innen 

nicht aufgrund des Besuchs verlegt werden.  

Von dem Moment an, in dem sie durch die Gefängnistore eintreten, sollten die Beobachter 

die Atmosphäre beobachten und festhalten, was sie fühlen, hören, riechen und sehen. Dies 

umfasst die Geräuschumgebung beim Betreten eines Zellenblocks, Sauberkeit, Anzeichen 

von Vandalismus und erste Eindrücke beim Betreten von Duschräumen, Hafträumen, 

Freizeiträumen oder Bibliotheken. Flugblätter, gedruckte Regeln und Anweisungen, 

Informationsmaterial und die Verfügbarkeit von Rechtstexten, die für Insass*innen 

	
94	PRI	and	APT,	Institutional	Culture,	19.	
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ausgehängt oder ihnen ausgehändigt werden, können ein Licht auf die vorherrschende 

Kultur in der Justizanstalt werfen. 

 

Wenn NPMs für einen ausreichenden Zeitraum in einer Abteilung oder einem Flügel bleiben, 

können sie die täglichen Abläufe und Operationen, Sicherheitsmaßnahmen und -praktiken 

beobachten und sich einen Eindruck von der Kultur, dem Klima sowie davon verschaffen, ob 

und wie Schutz, Sicherheit und Ordnung in der Praxis sichergestellt werden. Diese 

Beobachtungen können den Beobachter*innen auch Aufschluss über die Beziehungen 

zwischen Mitarbeiter*innen und inhaftierten Personen, aber auch zwischen 

Mitarbeiter*innen und zwischen Insass*innen untereinander geben. 

 

4.3.2. Befragungen  

Gespräche mit Insass*innen und Mitarbeiter*innen, einschließlich des Managements, 

können als Hauptquelle für NPMs angesehen werden, um sich über Gewalt in Haft, 

einschließlich struktureller und kultureller Gewalt, zu informieren.  

Ein Gespräch mit der Anstaltsleitung könnte der Beginn jedes Besuchs sein, insbesondere 

um sich über aktuelle Informationen zu erkundigen oder um über aktuelle 

Herausforderungen oder aktuell relevante Neuigkeiten zu diskutieren. NPMs können Fragen 

stellen, um mehr über die Haltung, Führung und Dynamik zwischen Mitarbeiter*innen und 

dem Management herauszufinden.  

Für Gespräche mit Insass*innen, aber auch mit Mitarbeiter*innen ist es wichtig, eine 

Atmosphäre zu schaffen, in der sich die Befragten sicher und wohl genug fühlen, um über 

ihre Situation zu sprechen. Es ist daher notwendig, dass der Interviewraum sorgfältig 

ausgewählt wird, damit andere nicht mithören, was gesagt wird, und Unterbrechungen 

vermieden werden. Es ist auch wichtig, dass Beobachter*innen zeigen, dass sie interessiert 

sind und auch bereit sind zuzuhören. Es kann hilfreich sein, das Gehörte zu wiederholen, aber 

nicht zu beurteilen. Die wertschätzende Anerkennung der Gefühle der befragten Person und 

das Stellen offener oder klärender Fragen hinsichtlich der Sichtweise der inhaftierten 

Personen, wird den/die Befragte*n weiter ermutigen, über seine/ihre Erfahrung in der Haft 

zu sprechen. Verhörartige Fragen sowie komplizierte Beschreibungen und Fragen sollten 

vermieden werden. NPMs sollten auch die Verwendung von Dolmetscher*innen in Betracht 

ziehen.  

Eine weitere Möglichkeit, Informationen von Insass*innen zu erhalten, sind 

Gruppendiskussionen. Ein solches Instrument kann insbesondere nützlich sein, um mehr 

über die allgemeinen Haftbedingungen und die Lebensqualität in der Justizanstalt zu 
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erfahren. NPMs sollten sich mit Fragen befassen, die von inhaftierten Personen aufgeworfen 

werden, aber auch mit Themen, über die Insass*innen nicht sprechen. Sehr sensible Themen 

sollten in Einzelgesprächen behandelt werden. NPMs müssen sich des Grundsatzes der 

Schadensvermeidung bewusst sein, um die Sicherheit der Insass*innen nicht zu gefährden.  

Die Forschung hat ergeben, dass ein wichtiger Erfolgsindikator darin besteht, dass 

inhaftierten Personen sich geschützt und sicher fühlen.95 In Gesprächen erfahren NPMs 

möglicherweise mehr über die individuelle Sicherheit von Insass*innen (und das Gefühl der 

Ordnung sowie die Abwesenheit von Missbrauch und Gewalt), aber auch über 

Arbeitszufriedenheit, Herausforderungen und „Good Practice“ der Mitarbeiter*innen. Daher 

ist es wichtig, dass NPMs die Wahrnehmung der Sicherheit von Insass*innen und 

Mitarbeiter*innen in ihr Monitoring einbeziehen (siehe auch unten § 5.1). Innovative 

Methoden, die durch systemisches Denken und Forschen entwickelt wurden, können für 

NPMs sehr nützliche Werkzeuge sein, um Informationen von Insass*innen und 

Mitarbeiter*innen effektiver zu sammeln um nicht nur mehr über die Herausforderungen in 

der Justizanstalt herauszufinden, sondern auch darüber, „was funktionert“, sowie über die 

Wahrnehmung der Interessengruppen in Bezug auf die Sicherheit in einer Justizanstalt. Zu 

diesem Zweck sind zwei Methoden von besonderer Bedeutung: 

1) Systemische Fragen sind ein Instrument des systemischen Denkens, das von NPMs 

verwendet werden könnte, um Insass*innen und Mitarbeiter*innen effizient zu befragen 

und Zusammenhänge und Beziehungen innerhalb des Strafvollzugssystems besser zu 

verstehen. Es gibt verschiedene Arten von Fragen, wie z. B. skalierende, zirkuläre oder 

hypothetische Fragen (siehe auch unten § 5; und in dieser Reihe, das Dossier).96  

2) Die wertschätzende Erkundung ist eine Methode, die entwickelt wurde, um zu 

identifizieren, was für Mitarbeiter*innen und Insass*innen wirklich wichtig ist, um die 

„positiven Ressourcen, Erfahrungen und Vorstellungen von Mitarbeiter*innen und 

Insass*innen“, ihre Beziehungen und die Gesamtwirkung dieser Faktoren auf die 

Lebensqualität und Sicherheit in Justizanstalten zu untersuchen.97 Sie konzentriert sich eher 

	
95	Liebling,	Prisons,	302.	
96	Systemische	Fragen	stammen	aus	dem	Bereich	der	Familientherapie	und	werden	auch	in	der	lösungsorientierten	Therapie	
verwendet.	 Siehe	 auch	 Stefan	 Hölscher,	 Systemic	 Questions	 (2000)	
<https://metrionconsulting.de/site/assets/files/1198/metrion_article_20000115_systemic_questions.pdf>;	Stefan	Hölscher,	
‘Questions’	(2006)	in	Stefan	Hölscher	und	andere	(Hrsg.),	The	Art	of	Joined	Action.	Professional	Handling	of	Social	Processes	
(Springer	Verlag	2006).	
97	Appreciative	Investigation	ist	ein	Modell,	mit	dem	Stakeholder	in	selbstbestimmte	Veränderungen	einbezogen	werden	
sollen,	das	von	David	Cooperrider	und	Suresh	Srivastva	an	der	Abteilung	für	organisatorisches	Verhalten	der	Case	Western	
Reserve	University	entwickelt	wurde.	Die	Autoren	waren	der	Ansicht,	dass	der	übermäßige	Einsatz	von	Problemlösungen	
jede	Art	von	sozialer	Verbesserung	behinderte,	und	es	waren	neue	Untersuchungsmethoden	erforderlich,	die	dazu	
beitragen	würden,	neue	Ideen	und	Modelle	für	die	Organisation	zu	generieren:	David	L.	Cooperride	und	Suresh	Srivastva,	
'Appreciative	Inquiry	in	Organizational	Life’	in	Richard	W.	Woodman,	William	A.	Pasmore	(Hrsg.)	Research	in	Organizational	
Change	and	Development	(JAI	Press	Incorporated	1987)	129–169.	
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auf Stärken und „Good Practice“ als auf Probleme und was nicht funktioniert. Wie Liebling 

es beschreibt: „Wir haben durch diese Methode herausgefunden, dass wir einen tieferen 

Einblick in eine Justizanstalt erhalten können, wenn wir uns sowohl auf die Leistungen der 

Menschen als auch auf ihre Probleme und Schwierigkeiten konzentrieren.“98 Aus diesen 

Gründen könnte die wertschätzende Erkundungsmethode ein effizientes Instrument sein, 

um das vorherrschende Klima und die Lebensqualität in einer Justizanstalt besser zu 

verstehen und zu kontrollieren, aber auch Praktiken für lösungsorientierte Empfehlungen zu 

identifizieren (siehe auch unten § 5 und in dieser Reihe das Dossier). 

 

4.3.3. Überprüfung der Häftlingsakten, Unterlagen und Register  

Die Akte der inhaftierten Personen (elektronisch/in Papierform) und die Dokumentation der 

ergriffenen Maßnahmen sind zu überprüfen, um festzustellen, ob der Entscheidungsprozess 

gerechtfertigt werden kann und alle relevanten Informationen dokumentiert wurden.  

Die Akte der inhaftierten Personen könnten während Gesprächen mit Insass*innen für 

weitere Untersuchungen verwendet werden, insbesondere in Bezug auf gewalttätige Vorfälle, 

an denen sie beteiligt waren. 

Von besonderer Bedeutung sind Register und Berichte über Vorfälle (Gewalt, 

Selbstverletzung und Suizidversuche, Anwendung von Gewalt), Videoüberwachung und 

(falls verwendet) Aufnahmen von Körperkameras sowie Register über 

Disziplinarmaßnahmen. Diese Ressourcen können detaillierte Informationen über die 

Verbreitung und Art von Gewalt oder Verstößen, die daran beteiligten 

Justizwachebeamt*innen sowie den Zeitpunkt und den Ort von Vorfällen enthalten, die alle 

zur Identifizierung von Gewaltmustern und möglichen strukturellen Mängeln verwendet 

werden können. NPMs sollten sich erkundigen, ob Justizanstalten solche Statistiken 

erstellen und über interne Verfahren verfügen, um die nach jedem schwerwiegenden Vorfall 

gewonnenen Erkenntnisse zu ermitteln.  

 

Andere relevante Quellen sind Krankenakte, insbesondere Aufzeichnungen über 

Verletzungen. Daher müssen NPMs Krankenakten überprüfen, sich aber auch beim 

medizinischen Personal erkundigen, ob sie sich ihrer Verpflichtungen hinsichtlich der 

Dokumentation von Anzeichen einer möglichen Misshandlung bewusst sind. 

Darüber hinaus könnte die Überprüfung von Ansuchen und Anträgen von inhaftierten 

Personen sowie von Beschwerderegistern, insbesondere von Insass*innen, die an 

	
98	 Alison	 Liebling	 und	 andere,	 Appreciative	 Inquiry	 and	 Relationships	 in	 Prison,	 Punishment	 and	 Society	 (1999)1(1)	 The	
International	Journal	of	Penology,	71-98.	
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irgendeiner Form von Gewalt beteiligt waren, ergeben, ob die Sorgfaltspflicht der 

Anstaltsmitarbeiter*innen beispielsweise durch Unterlassung oder Fahrlässigkeit verletzt 

wurde, zum Beispiel wenn eine inhaftierte Person häufig erwähnte, dass sie Hilfe bräuchte, 

bedroht wurde, oder auf strukturelle Mängel hinwies, die die Gefängnisleitung beheben 

sollte.  

4.3.4. Umfragen 

Umfragen unter inhaftierten Personen und Mitarbeiter*innen helfen dabei, mehr Hinweise 

für bestimmte Aspekte des Lebens in der Justizanstalt zu sammeln, da eine höhere Anzahl 

von Personen erreicht werden kann. Darüber hinaus können anonymisierte Multiple-

Choice-Fragebögen es NPMs ermöglichen, sensiblere Fragen zu stellen, z. B., ob 

Insass*innen Opfer von Gewalt durch Mitarbeiter*innen oder andere inhaftierte Personen 

geworden sind. Fragen wie diese sind für Insass*innen normalerweise im Rahmen eines 

Interviews schwerer wahrheitsgemäß zu beantworten, auch weil ihre Antworten 

möglicherweise im Widerspruch zur „Normalität der Gefängnisgewalt“ und der damit 

verbundenen Notwendigkeit stehen, eine starke „männliche“ Identität zu zeigen.99 Um 

sicherzustellen, dass Inhaftierte und Mitarbeiter*innen ihre Meinung äußern können, sollte 

der NPM sicherstellen, dass die Umschläge für die Rücksendung der Umfrage versiegelt 

werden können und, dass sie von einem Mitglied des NPM-Teams eingesammelt werden. 

Wenn Umfragen im Verlauf eines längeren Besuchszeitraums durchgeführt und analysiert 

werden, können die Ergebnisse der Umfrage bereits dafür verwendet werden, sich auf die 

hervortretenden Themenbereiche zu konzentrieren. Sie können auch als Informationsquelle 

für die Beschaffung zusätzlicher Nachweise bei Gesprächen mit inhaftierten Personen und 

Anstaltsmitarbeiter*innen dienen.  

 

Gute Praxis:  

NPM Rumänien – während der COVID-19-Pandemie im Jahr 2020 begann der 

rumänische NPM, anonyme Fragebögen zu verwenden, um Insass*innen (und andere 

Personen an Orten des Freiheitsentzuges) über die verschiedenen Haftbedingungen und 

die Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie zu befragen.100  

 

	
99	Veronika	Hofinger	und	Andreas	Fritsche,	‘I’m	Strong	so	Nothing	Will	Happen	to	Me’	–	Practical	and	Methodological	
Findings	from	a	Victimization	Survey	in	Prison’	(2020)	103	(1)	Monatsschrift	für	Kriminologie	und	Strafrechtsreform,	15–27.	
100	Die	Informationen	wurden	durch	ein	Interview	mit	einem	Mitglied	des	rumänischen	NPM	erhalten.	Der	Fragebogen	kann	
hier	abgerufen	werden:	Institutia	Acovatul	Poporului:	Rumänische	Bürgerbeauftragte,	Fragebogen	
<http://old.avpoporului.ro/index.php?option=com_content&view=article&id=528&Itemid=311&lang=ro-ro	>.	
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Nützliche Beispiele sind die von der HMIP und der OIP Irland entwickelten Fragebögen sowie 

die MQPL-Umfrage (Measuring the Quality of Prison Life)101 für Insass*innen, die den 

wertschätzenden Erkundungsgrundsätzen entspricht und entwickelt wurden, um die 

wichtigsten Qualitäten einer Justizanstalt aus Sicht der inhaftierten Personen bzw. die 

„Dinge, die für die Insass*innen wirklich wichtig sind“ zu identifizieren.102 Die Idee besteht 

darin, das Leben in der Justizanstalt und seine Auswirkungen besser zu verstehen und zu 

verbessern. Zu diesem Zweck konzentriert sich die MQPL auf die Punkte Respekt, 

Menschlichkeit, Anstand, Hilfe und Unterstützung, Beziehungen zwischen 

Mitarbeiter*innen und Insass*innen, Fairness, Professionalität der Mitarbeiter*innen, 

allgemeine Sicherheit, Sicherheit der Insass*innen, Wohlbefinden und Bedrängnis, 

persönliche Entwicklung, familiärer Kontakt und Anstand des Regimes“.103  

Die MQPL-Umfrage, die in einer Reihe von Umfragen verwendet wurde, darunter in 

Gefängnissen in Chile,104 Norwegen,105 Tunesien und Frankreich,106 kann von NPMs 

verwendet werden, um das Vorhandensein von Gewalt in Justizanstalten zu diagnostizieren, 

ihre negativen Auswirkungen107 zu verstehen und zu dokumentieren und herauszufinden, 

was für Insass*innen und ihre Lebensqualität in Justizanstalten wirklich wichtig ist. NPMs 

könnten sich auch eingehender mit den Konzepten hinter den oben genannten Dimensionen 

befassen, um ihre gegenseitige Abhängigkeit und ihre Auswirkungen auf alle, die in der 

Justizanstalt leben und arbeiten, besser zu verstehen. 

	
101	Alison	Liebling	und	andere,	‘Conceptualising	and	Measuring	the	Quality	of	Prison	Life’,	in	David	Gadd	Susanne	Karstedt	
und	Steven	F.	Messner	(Hrsg.)	The	Sage	Handbook	of	Criminological	Research	Methods	(Sage	Publications	Ltd.	2011).	
102	 Es	 gibt	 auch	 einen	 Fragebogen	 für	Mitarbeiter*innen,	 siehe	 Prison	 Research	 Center	 of	 the	 University	 of	 Cambridge,	
‘MQPL+:	Analyses	of	Quality,	Culture,	and	Values	in	Individual	Prisons’	<https://www.prc.crim.cam.ac.uk/directory/research-
themes/mqpl>.	
103	Alison	Liebling,	‘What	is	‘MQPL'?	Solving	Puzzles	about	the	Prison’	(2012)	202,	Prison	Service	Journal,	3-5	[im	Folgenden:	
Liebling,	MQPL].	
104	 Guilermo	 Sanhueza	 and	 Francisca	 Pérez,	 Explorando	 el	 ‘desempeño	moral’	 en	 cárceles	 chilenas	 y	 su	 potencial	 en	 la	
reinserción.	(2019)	65	(236)	Revista	Mexicana	de	Ciencias	Políticas	y	Sociales,	83-110.	
105	Alison	Liebling	und	andere,	‘Where	Two	‘Exceptional’	Prison	Cultures	Meet:	Negotiating	Order	in	a	Transnational	Prison	
(2021)	61(1)	The	British	Journal	of	Criminology	(BJC)’.	
106	Bethany	Schmidt,	‘MQPL+	Exploring	the	Moral	Quality	of	Prisons	through	Ethnography-led	Measurement’,	Präsentation:	
Scottish	Prison	Service	Conference	(5.	November	2015)	
<http://www.sps.gov.uk/nmsruntime/saveasdialog.aspx?lID=2126&sID=1105	>.	
107	Mette	Skar	und	andere,	262-272.	
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Gute Praxis:  

NPM UK – die Multiple-Choice-Fragebögen für Insass*innen, die von der HMIP in 

England und Wales während jeder Inspektion verwendet werden, enthalten 

beispielsweise detaillierte Multiple-Choice-Antwortoptionen für mehrere 

Sicherheitsfragen, die von den Insass*innen angekreuzt werden, wodurch eine 

konsistente Bewertung der Fragebögen nach gemeinsamen Kriterien ermöglicht wird. 

Die aufgeworfenen Fragen lauten zum Beispiel: „Haben Sie sich hier jemals unsicher 

gefühlt? Fühlen Sie sich jetzt unsicher? In welchen Bereichen haben Sie sich unsicher gefühlt? 

Wurden Sie jemals von Mitarbeiter*innen hier zum Opfer gemacht? Wenn ja, worum ging es 

bei den Vorfällen?“  
Das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung (UNODC) 

hat vereinfachte Auszüge der Umfrage für Insass*innen in England und Wales 

veröffentlicht und ermutigt die Nationalen Präventionsmechanismen eigene 

Fragebögen, die auf ihren jeweiligen nationalen Kontext zugeschnitten sind, zu 

entwickeln.108 

 

NPM Portugal – der portugiesische NPM hat den Fragebogen zur Messung der 

Lebensqualität in Justizanstalten angepasst und verwendet das Instrument seit Ende 

2018 und ergänzt seine Beobachtungen mit den Ergebnissen. Ein Mitarbeiter des NPMs 

gibt an, dass man sehr positive Rückmeldungen von inhaftierten Personen erhalten 

habe, da sie es als seltene Gelegenheit betrachten, ihre Meinung zu äußern und zu relativ 

tabuisierten Themen des Lebens in der Justizanstalt gehört zu werden, wie ihren 

Emotionen oder der Unterstützung, die sie in der Justizanstalt erhalten. Dieses 

Vorgehen ermöglicht den Vergleich von Monitoring-Beobachtungen mit 

Umfrageergebnissen, weist auf Probleme hin, die bei künftigen Besuchen berücksichtig 

werden könnten, und ermöglicht eine Analyse langfristiger Entwicklungen in 

Justizanstalten. Es wurde jedoch auch festgestellt, dass die Ressourcen des NPMs für die 

Analyse der durch die Umfragen erhaltenen Informationen knapp sind.109  

 

 

	
108	Vereinfachte	Auszüge	der	Umfrage	finden	Sie	im	UNODC,	‚Assessing	Compliance	with	the	Nelson	Mandela	Rules-A	
Chacklist	for	Internal	Inspection	Mechanism‘	(2017)	75.	
109	NPM	Portugal,	Jahresbericht	2018	(2019);	Interview	mit	dem	portugiesischen	NPM-Vertreter,	30.	Juni	2020.	
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4.3.5. Triangulation von Quellen 

Alle Informationen, die während des Besuchs (oder während der Vorbereitung) erfasst 

wurden, z. B. Umfrageantworten, Gefängnisunterlagen und gesammelte Daten sowie 

Informationen, die durch Gespräche mit Anstaltsmitarbeiter*innen oder -leitungen 

gesammelt wurden, sollten nach Möglichkeit in Gesprächen von Insass*innen überprüft und 

verifiziert werden und vice versa. Dieser Vorgang wird Triangulation genannt.110 Eine 

abschließende Bewertung sollte erst am Ende des Triangulationsprozesses erfolgen, 

nachdem genügend Beweise gesammelt wurden. 

  

	
110		Weitere	Hinweise	zur	Triangulation	finden	Sie	unter	APT,	Monitoring	Police	Custody:	A	Practical	Guide	(APT	2013)	34.	
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5. Anleitung zum wirksamen Monitoring von Gewalt in Haft 

 

Der folgende Teil des Handbuchs soll konkrete Leitlinien für das Monitoring von fünf 

thematischen Hauptthemen liefern, die als Schlüssel zur Prävention von Gewalt identifiziert 

wurden: 1) Schutz und Sicherheit und deren Wahrnehmung durch inhaftierte Personen und 

Mitarbeiter*innen; 2) Gewährleistung von Verantwortlichkeit und Schutz gefährdeter 

Personen; 3) Lebensbedingungen der Insass*innen; 4) Beziehungen zwischen 

Mitarbeiter*innen und Insass*innen; 5) Professionalität der Mitarbeiter*innen und ihre 

Arbeitsbedingungen. Dies ist nicht als umfassende Checkliste gedacht, sondern soll NPMs für 

bestimmte Themen sensibilisieren, die laut den Projektergebnissen wichtige Faktoren für die 

Verhinderung von Gewalt in Haft sind. Die Leitlinien zielen ferner darauf ab, innovative 

Methoden wie systemische Fragen und wertschätzende Untersuchungen einzubeziehen, da 

diese für das Monitoring von Gewalt und deren Prävention besonders wirksam sein können. 

Die Anleitung basiert auf mehreren vorhandenen Instrumenten, die von den Autoren 

weiterentwickelt und an das Thema Gewaltprävention angepasst wurden.111 Um die 

Zugänglichkeit zu verbessern, wurden die Anleitungen in „Kernpunkte“ und „Leitfragen“ 

unterteilt. Die „Kernpunkte“ zielen darauf ab, Aspekte zu identifizieren, die als nützliche 

Indikatoren für das Monitoring von Gewalt und ihre Prävention dienen könnten. Die 

„Leitfragen“ bieten konkrete Beispiele für Fragen, die NPMs möglicherweise als nützlich 

erachten, um sie für ihre eigenen Bewertungen, zur Vorbereitung von Interviews sowie für 

Umfragen heranzuziehen.  

5.1. Schutz und Sicherheit: Wahrnehmung der Sicherheit von Insass*innen und 

Anstaltsmitarbeiter*innen 

 

KERNPUNKTE  

v MONITORING-ASPEKTE: ein wichtiger Erfolgsindikator, um Gewalt in Haft zu 

überwachen, ist der, ob sich Insass*innen und Mitarbeiter*innen geschützt und sicher 

fühlen, oder mit anderen Worten, ihre Wahrnehmung.  

	
111	Die	Anleitung	basiert	auf	HMIP,	Expectations;	der	Fragebogen	des	HMIP	-	vereinfachte	Auszüge	davon	sind	im	UNODC	
verfügbar,	„Bewertung	der	Einhaltung	der	Nelson-Mandela-Regeln	-	Eine	Checkliste	für	 interne	Inspektionsmechanismen“	
(2017)	 75;	 sowie	 unter	 Liebling,	 Prisons.	 Steve	 de	 Shazer,	 ‘What	 is	 Solution-Focused	 Therapy?’	 (24.	 Januar	 2021)	
<https://solutionfocused.net/what-is-solution-focused-therapy/>.	
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v MONITORING-INSTRUMENTE: Die Wahrnehmung von Sicherheit lässt sich am besten 

empirisch anhand einer Umfrage messen, sollte jedoch auch fester Bestandteil von 

Befragungen sein (siehe oben § 4.3.4 zu Umfragen und § 4.3.2 zu Befragungen). 

v STANDARDS: Für einen Überblick über Sicherheitsstandards, die für Gewalt in Haft 

relevant sind, siehe oben § 3.2.1. 

 

LEITFRAGEN  

Beispielfragen für die Befragungen der Mitarbeiter*innen (z.B. Management, Justizwache, 

medizinisches und psychosoziales Personal) 

- Welche Faktoren führen in dieser Justizanstalt am wahrscheinlichsten zu Gewalt? 

- Welche Gruppe von Insass*innen ist in diesem Gefängnis am schutzbedürftigsten vor 

Gewalt? Warum? Gibt es eine Gruppe von Insass*innen, die mit ihrem Verhalten 

besonders herausfordernd sind? Warum? 

- Sind die inhaftierten Personen im Laufe der Zeit mehr oder weniger gewalttätig 

geworden? Warum?  

- Können Sie eine konkrete Situation beschreiben, in der Sie die Gewalt zwischen 

Insass*innen gestoppt haben?  

- Was halten Sie für Ihre persönlich beste Praxis zur Prävention von Gewalt?  

- Wie kann Ihre Berufsgruppe Ihrer Meinung nach im schlimmsten Fall zur Gewalt 

beitragen?  

- Was ist Ihre beste Erinnerung an die Justizanstalt?  

- Wenn Sie das Sagen hätten, was würden Sie zuerst tun, um das Ausmaß der Gewalt zu 

verringern? Welches Konzept sollte das Gefängnis verfolgen, um die Gewalt in Haft zu 

reduzieren?  

 

Beispielfragen für die Befragungen der Insass*innen  

- Was ist Ihrer Meinung nach der häufigste Grund für Gewalt in diesem Gefängnis? 

- Wo ist der sicherste/am wenigsten sichere Ort in diesem Gefängnis? 

- Wie sicher fühlen Sie sich in diesem Gefängnis (auf einer Skala von 1-10)? Wie sicher (oder 

wie gewaltbehaftet) ist dieses Gefängnis von 1-10? Wie kommen Sie zu diesem Schluss? 

Was muss geändert werden, um eine bessere Bewertung zu erzielen? 

- Wer hat das Sagen in dieser Justizanstalt, die Insass*innen oder die 

Anstaltsmitarbeiter*innen? 

- Müssen Sie sich schützen? Sind Sie überzeugt, dass die Mitarbeiter*innen Sie bei Bedarf 

vor anderen Insass*innen schützen werden? 
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- Wurden Sie bereits Opfer von Gewalt? Waren die Täter andere Insass*innen oder 

Mitarbeiter*innen? Was genau ist passiert? 

- Wie halten Sie sich aus Ärger heraus? 

- Haben Sie Gewalt gegen Sie jemals nicht gemeldet, weil Sie es für sinnlos hielten oder weil 

Sie Angst vor Vergeltung hatten? 

- Stellen Sie sich vor, mitten in der Nacht geschieht ein Wunder, ohne dass Sie es merken, 

und das Gefängnis ist plötzlich ein sicherer Ort ohne Gewalt. Wie würden Sie das zuerst 

bemerken, nachdem Sie Ihre Augen geöffnet haben? Was wäre beim Verlassen Ihres 

Haftraums noch anders? Nach dem Wunder würden Sie die Sicherheit der Justizanstalt mit 

10 bewerten. Wie würden Sie sie aktuell bewerten? Warum diese aktuelle Bewertung? Was 

müsste passieren, um eine Verbesserung auf der Bewertungsskala zu erreichen? 

 

 

5.2. Gewährleistung der Rechenschaftspflicht und Schutz der gefährdeten Personen  

 

KERNPUNKTE 

v MONITORING-ASPEKTE: Schutz, Sicherheit und Ordnung sowie Gewaltprävention 

werden durch geeignete Verfahren und Richtlinien gewährleistet. Solche Verfahren 

müssen sicherstellen, dass alle Insass*innen, und insbesondere Personen, die sich in 

einer schutzbedürftigen Situation befinden und/oder der Gefahr von (Selbst-) 

Verletzung, Suizid und Vernachlässigung ausgesetzt sind, angemessen unterstützt und 

vor allen Arten von Gewalt geschützt werden, einschließlich der Arten von Gewalt, denen 

in Justizanstalten weniger Aufmerksamkeit zukommt, wie psychische Gewalt/Mobbing 

(siehe oben § 2.3). 

v MONITORING-INSTRUMENTE: Die Verfügbarkeit und Qualität der Verfahren und 

Richtlinien kann überwacht werden, indem vor dem Besuch Daten und Informationen 

gesammelt werden (siehe oben § 4.2.1) sowie die Akten, Aufzeichnungen und Register der 

Insass*innen überprüft werden (siehe oben § 4.3.3). 

v STANDARDS: Für relevante Standards zur Risikobewertung sowie zur Sicherheit im 

Allgemeinen siehe oben § 3.2.1 sowie das Handbuch über Insass*innen in einer 

schutzbedürftigen Situation in dieser Handbuchreihe. Zur Rechenschaftspflicht und zum 

Schutz gefährdeter Personen siehe oben § 3.2.2 sowie das Handbuch zu Beschwerden und 

dem Recht auf Information in dieser Reihe. 

 

LEITFRAGEN  
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Beispielfragen für die Bewertung durch NPMs - Identifizierung und Bewertung der 

individuellen Bedürfnisse 

- Wie werden Insass*innen, die sich in einer schutzbedürftigen Situation befinden, 

identifiziert, betreut und geschützt? 

- Besteht ein angemessenes Umfeld für Insass*innen in einer schutzbedürftigen 

Situation/mit besonderen Bedürfnissen? 

- Ist das Personal angemessen geschult, um die Bedürfnisse der inhaftierten Personen zu 

erkennen? Gibt es ein ausreichendes Bewusstsein für Anzeichen/Symptome einer 

Viktimisierung durch Mobbing unter den Mitarbeiter*innen?  

- Hat das medizinische Personal eine angemessene Ausbildung erhalten? Werden alle 

Verletzungen angemessen erfasst?  

 

Beispielfragen für die Bewertung durch NPMs – der Schutz von Insass*innen 

- Inwiefern wird unangemessenes Verhalten von inhaftierten Personen in Frage gestellt? 

- Gibt es andere Verfahren zur Lösung von Konflikten als die Trennung und Bestrafung von 

Insass*innen? 

- Werden schwerwiegende Vorfälle (z. B. Todesfälle, Suizide, schwere Verletzungen, 

Foltervorwürfe und andere Formen der Misshandlung, unzureichende medizinische 

Versorgung, Überdosen) von einer unabhängigen Stelle oder gegebenenfalls von anderen 

zuständigen Behörden untersucht?  

- Sind Insass*innen über ihre Rechte als Opfer informiert und können sie diese ausüben? 

Wissen Insass*innen, wie man vertrauliche Beschwerden einreicht? Glauben sie, dass 

diese effektiv sein werden?  

- Wie lange werden CCTV-Aufzeichnungen gespeichert? Wer hat Zutritt? Welche Bereiche 

sind nicht abgedeckt? Wie können Insass*innen, die behaupten, Opfer von Gewalt zu 

sein, sicherstellen, dass die Aufzeichnungen als Beweismittel verwendet werden können?  

- Gibt es eine Richtlinie/ein Verfahren für die Behandlung von Opfern? Welche Maßnahmen 

gibt es zur Unterstützung und Betreuung von Opfern? Werden gewalttätige Vorfälle 

bewertet und Lehren aus ihnen gezogen?  

Siehe auch unten, § 5.3, Leitfragen für Befragungen von Insass*innen, Macht/Autorität und 

Fairness des Regimes. 

 

5.3. Lebensbedingungen der Insass*innen  

 

KERNPUNKTE 
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v MONITORING-ASPEKTE: Durch die sorgfältige Gestaltung von Bereichen für Arbeits-, 

Bildungs- und Freizeitaktivitäten in der Justizanstalt, kann die Verbüßung einer 

Haftstrafe rehabilitativer und zielgerichteter sein, wodurch Stress und aggressives 

Verhalten verringert werden. Aus diesem Grund ist die Bewertung der Bedingungen der 

Gefängnisumgebung, des Regimes und der zielgerichteten Aktivitäten sowie die 

Möglichkeit, mit der Außenwelt in Kontakt zu bleiben, von entscheidender Bedeutung.  

v MONITORING-INSTRUMENTE: Alle Monitoring-Instrumente sind für das Monitoring 

der Lebensbedingungen von Insass*innen relevant (siehe oben § 4.3). 

v STANDARDS: Für einen Überblick über die Lebensstandards von inhaftierten Person, die 

als besonders relevant für die Prävention von Gewalt identifiziert wurden, siehe oben § 

3.2.3. 

 

LEITFRAGEN  

 

Beispielfragen für die Bewertung durch NPMs – Art der Gefängnisumgebung 

- Ist die Umgebung für inhaftierte Personen sicher, sauber und ordentlich? (z.B. 

Reparaturzustand, Mangel an Ausstattung oder kaputte Möbel, Heizung, Müll, Insekte 

und Nagetiere, frische Luft, Aussicht und Grünpflanzen) 

- Ist das die Justizanstalt überfüllt? Wird eine Mehrfachunterbringung oder 

gemeinschaftliche Unterbringung genutzt? Werden Schlafsäle verwendet? 

- Wie werden eine würdige Umgebung und Raum für Privatsphäre gesichert? Haben 

gemeinsame Duschräume Sichtschutzwände? Ist die Toilette vom Rest des Haftraums 

getrennt? Erscheint der Toilettenbereich auf dem Überwachungsbildschirm von CCTV-

Kameras unscharf?  

- Gibt es Schließfächer im Haftraum, um die privaten Gegenstände der Insass*innen zu 

sichern und Diebstahl zu verhindern? Gibt es eine effektive Möglichkeit, das 

Privateigentum von inhaftierten Personen zu identifizieren? 

 

Beispielfragen für die Bewertung durch NPMs - Aktivitäten außerhalb des 

Haftraums/zweckvolle Aktivitäten  

- Wie lang ist der maximale Zeitraum, den Insass*innen innerhalb der Hafträume 

verbringen? Gibt es inhaftierte Personen, die bis zu 23 Stunden am Tag in ihren 

Hafträumen sind? Seit wann (wie viele Wochen/Monate)? Warum? 

- Haben Insass*innen regelmäßigen, vorhersehbaren und gerechten Zugang zu einer Reihe 

von Aktivitäten außerhalb des Haftraums, die nicht unnötig abgesagt werden? Werden 

Insass*innen darüber informiert? Wenn nicht, weshalb? 
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- Gibt es einen Standard dafür, wie oft Insass*innen beispielsweise die Bibliothek und den 

Raum für Freizeitaktivitäten nutzen oder an Sport-/Fitness- oder Kulturaktivitäten 

teilnehmen sollten?  

- Gibt es Angebote für zweckvolle Aktivitäten im Haftraum für Insass*innen, denen keine 

Arbeitsaktivität zugewiesen wurde? 

- Gibt es ein System, um einen gerechten Zugang zu Aktivitäten zu ermöglichen?  

- Wie lange dauert es, bis Insass*innen an täglichen Aktivitäten wie Arbeitsmöglichkeiten 

teilnehmen können?  

- Werden Gruppen von Insass*innen diskriminiert? Aus welchen Gründen? 

- Gibt es Aktivitäten, die Lernen, Wohlbefinden und Rehabilitation fördern?  

- Fühlen sich Insass*innen geschützt und sicher und sind während ihrer Ausbildung, 

Arbeit und anderer Aktivitäten vor körperlichem und verbalem Missbrauch geschützt? 

Welche Aktivitäten werden vom Personal überwacht, um ihre Sicherheit zu 

gewährleisten, und warum?  

- Bieten Rehabilitationsprogramme ausreichend Platz für diejenigen, die teilnehmen 

müssen/möchten? 

- Sind Rehabilitationspläne für Straftäter so konzipiert, dass auf die spezifischen 

Bedürfnisse der Insass*innen eingegangen wird, das Schadensrisiko bewältigt und das 

Risiko eines erneuten Straftat verringert wird?  

- Wie fördert die Gefängnisleitung eine Rehabilitationskultur unter den 

Mitarbeiter*innen? 

 

Beispielfragen für die Bewertung durch NPMs – Kontakt mit der Außenwelt 

- Gibt es eine ausreichende Anzahl an Telefonen? Haben Insass*innen einfachen Zugang 

und können sie für eine angemessene Zeit in Ruhe und unter Achtung ihrer Privatsphäre 

sprechen, ohne sich um das Telefon streiten zu müssen? Können Insass*innen auch 

abends telefonieren?  

- Gibt es eine Möglichkeit für Familienbesuche? Sind Besuchsbereiche auf die Bedürfnisse 

und die Sicherheit von Kindern ausgerichtet? Wie werden Besucher von 

Anstaltsmitarbeiter*innen behandelt? Werden sie respektvoll durchsucht? Sind die 

Besuchszeiten familienfreundlich (d.h. einschließlich an Wochenenden und abends)? 

- Wie ist das Verfahren für die Beantragung eines Ausgangs? Ist es den Insass*innen 

bekannt? 

 

Beispielfragen für die Befragungen der Insass*innen  

- Wie bewerten Sie die Lebensqualität in der Justizanstalt auf einer Skala von 1 bis 10? 
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- Wie stressig würden Sie Ihr Leben in dieser Justizanstalt auf einer Skala von 1 bis 10 

bewerten?  

- Was ist die größte Herausforderung für Sie in dieser Justizanstalt? 

- Wie wurden Sie bei Ihrer Ankunft in dieser Justizanstalt behandelt/empfangen?  

- Haben Sie Sprachbarrieren bei der Kommunikation mit den Insass*innen in Ihrem 

Haftraum festgestellt? 

- Haben Sie das Gefühl, alle Informationen über das Leben in einer Justizanstalt zu haben, 

die Sie brauchen? 

- Halten Sie diese Justizanstalt für sauber?  

- Ist es normalerweise ruhig genug, um nachts zu schlafen?  

- Betrachten Sie Ihre persönlichen Sachen in Ihrem Haftraum als sicher? 

- Haben Sie Zugang zur Bibliothek, zum Fitnessraum und zu den Sporteinrichtungen? Wie 

oft pro Woche?  

- Fühlen Sie sich fair behandelt? Wenn nicht, fühlen Sie sich diskriminiert? Warum? 

- Fühlen Sie sich dabei unterstützt, den Kontakt zu Ihren Verwandten aufrechtzuerhalten? 

- Haben Sie jeden Tag Zugang zu einem Telefon? Haben Sie Probleme beim 

Senden/Empfangen von E-Mails? 

- Ist es für Ihre Freunde und Familie schwierig, hierher zu kommen?  

- Wie fühlen sie sich von Anstaltsmitarbeiter*innen behandelt? 

 

5.4. Beziehungen zwischen Mitarbeiter*innen und Insass*innen 

 

KERNPUNKTE 

 

v MONITORING-ASPEKTE: Positive Beziehungen zwischen allen in der Justizanstalt 

befindlichen Personen, insbesondere zwischen Mitarbeiter*innen und Insass*innen, 

sind der Schlüssel zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung und damit zur 

Verringerung von Gewalttaten. Gewalttätige Konflikte können ausbrechen, wenn sich 

Insass*innen von Mitarbeiter*innen unfreundlich behandelt fühlen oder 

Entscheidungen nicht erklärt werden. Oft ist die Qualität der Beziehungen zum Personal, 

die das Leben der Insass*innen erträglich oder unerträglich macht. Positive Beziehungen 

entstehen häufig unter einem „milden-präsenten Regime“ (siehe oben § 2.3). 

v MONITORING-INSTRUMENTE. Die Beziehungen zwischen Mitarbeiter*innen und 

Insass*innen und, allgemeiner, die Art des in der Justizanstalt angewandten Regimes 

können am besten durch Beobachtung der Haftbedingungen und -kultur (siehe oben § 

4.3.1) sowie durch Gespräche und Umfragen (siehe oben § 4.3.3) kontrolliert werden. 
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v STANDARDS: Positive Beziehungen zwischen Personal und inhaftierten Personen bilden 

den Kern des Konzepts der dynamischen Sicherheit sowie der Standards für 

Professionalität und Ethik der Anstaltsmitarbeiter*innen (siehe oben § 3.2.4).  

 

LEITFRAGEN 

  

Beispielfragen für die Bewertung durch NPMs  

- Sind die Mitarbeiter*innen in der Justizanstalt präsent und haben sie ein enges und gutes 

Verhältnis zu den Insass*innen? Ist das Verhältnis zwischen Personal und Insass*innen 

durch Grundsätze der Rechenschaftspflicht, Integrität, Achtung und des Schutzes der 

Menschenwürde, Fürsorge und Unterstützung, Fairness, Unparteilichkeit und 

Nichtdiskriminierung, Zusammenarbeit, Vertraulichkeit und Datenschutz 

gekennzeichnet? Wie behandeln und sprechen Mitarbeiter*innen Insass*innen an (z. B. 

klopfen Mitarbeiter*innen normalerweise vor dem Betreten an die Türen der Hafträume, 

um ihre Privatsphäre zu respektieren? Wird eine abfällige Sprache verwendet)? Wie 

interagieren die beiden Gruppen untereinander?  

- Gibt es eine offizielle Vision, die zur Stärkung einer positiven und rehabilitativen Kultur 

beitragen kann? 

 

Beispielfragen für die Befragungen der Mitarbeiter*innen 

- Was ist in der beruflichen Beziehung zu einer inhaftierten Person am wichtigsten?  

- Wenn Sie sich in die Lage einer inhaftierten Person versetzen, wie würden Sie die aktuellen 

Haftbedingungen beschreiben? 

- Wie würden Sie die Kultur in dieser Justizanstalt beschreiben? Was unterscheidet sie sich 

von anderen Justizanstalten, in denen Sie gearbeitet haben?  

- Betrachten Sie diese Justizanstalt als eine strenge oder eher nachsichtige Justizanstalt? 

Was bevorzugen Sie? Was ist in dieser Hinsicht wichtig? Wie wirkt sich das auf die 

Beziehungen zwischen Mitarbeiter*innen und Insass*innen aus?  

- Wie fair bewerten Sie diese Justizanstalt auf einer Skala von 1 bis 10?  

 

Beispielfragen für die Befragungen der Insass*innen  

Menschliche und respektvolle Behandlung 

- Wie bewerten Sie die Qualität Ihrer Beziehung zum Personal auf einer Skala von 1 bis 10?  

- Wie sprechen Sie Gefängnisbeamt*innen meistens an? Fühlen Sie sich respektvoll 

angesprochen? Können Sie ein Beispiel geben, wann Sie sich mit Respekt behandelt 
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fühlten? Fühlen Sie sich in der Justizanstalt menschlich behandelt? Was bedeutet das für 

Sie? 

- Können Sie uns etwas über eine Situation in der Justizanstalt erzählen, in der Sie sich 

gehört und individuell als Person behandelt und berücksichtigt fühlten? 

- Verstehen Sie sich mit den Beamten*innen Ihrer Abteilung? Kennen Sie die Namen der 

Mitarbeiter*innen?  

- Kennt Sie jemand in der Justizanstalt wirklich als Person oder würde Sie gerne besser 

kennenlernen? 

- Wenn Sie etwas daran ändern könnten, wie das Gefängnispersonal mit Insass*innen 

umgeht, was wäre das? 

- Inwiefern glauben Sie, auf einer Skala von 1 bis 10, dass in diesem Gefängnis „Dinge 

erledigt werden“? 

- Gibt es Situationen, in denen Mitarbeiter*innen nicht auf Ihre Fragen reagieren und 

einfach wegschauen?  

- Was macht gute Justizwachebeamt*innen aus? 

- Glauben Sie, dass es hier in diesem Gefängnis eine starke Kultur von „sie gegen uns“ 

zwischen Insass*innen und Mitarbeiter*innen gibt? 

- Haben Sie rassistische Kommentare gegenüber ausländischen Insass*innen gehört? 

 

Vertrauen, Unterstützung und Zugänglichkeit  

- Wie zugänglich/freundlich/hilfsbereit sind die Mitarbeiter*innen Ihnen gegenüber?  

- Haben Sie das Gefühl, dass die Mitarbeiter*innen sich für Ihre Bedürfnisse interessieren? 

Erzählen Sie uns von einer Situation, in der Sie sich unterstützt fühlten.  

- Vertrauen Sie den Mitarbeiter*innen in Ihrem Flügel? Haben Sie das Gefühl, dass die 

Mitarbeiter*innen Ihnen vertrauen? 

- Gibt es Mitarbeiter*innen, an die Sie sich wenden können, wenn Sie ein Problem haben?  

 

Macht/Autorität und Fairness des Regimes 

- Auf einer Skala von 1 bis 10, wie fair werden Sie behandelt?  

- Fühlen Sie sich anders als andere Insass*innen behandelt oder von Mitarbeiter*innen 

diskriminiert? Warum? In welchen Situationen? 

- Haben Sie das Gefühl, dass sich Mitarbeiter*innen hinter formellen Regeln und 

Vorschriften verstecken, damit sie nicht informell mit Insass*innen interagieren müssen? 

Könnten Sie ein Beispiel geben?  

- Haben Sie jemals das Gefühl gehabt, dass Entscheidungen willkürlich getroffen werden? 

Warum hatten Sie dieses Gefühl? 
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- Wie fair empfinden Sie die Disziplinarverfahren in dieser Anstalt auf einer Skala von 1 bis 

10?  

- Können Sie von einer Situation erzählen, in der Mitarbeiter*innen ihre Macht 

missbräuchlich verwendet haben?  

- Haben Ihnen Mitarbeiter*innen jemals damit gedroht, bestimmte Dienstleistungen 

abzulehnen?  

- Wie zeigen die Mitarbeiter*innen dieser Anstalt ihre Autorität am meisten?  

- Haben Sie das Gefühl, etwas Macht über Ihr eigenes Leben zu haben, oder passieren die 

Dinge einfach?  

- Welche Erfahrungen haben Sie mit Ansuchen und Antworten/Entscheidungen gemacht? 

- Ist es einfach, ein Ansuchen einzureichen? Werden Ansuchen fair/schnell bearbeitet? 

- Denken Sie, dass Ansuchen verloren gehen oder verschwinden?  

- Haben Sie jemals beantragt, mit dem/der Leiter*in oder einem anderen Mitglied der 

Anstaltsleitung zu sprechen? Falls jemand dann zu Ihnen kam, wie lange hat es gedauert?  

- Erhalten Sie Antworten und Begründungen für getroffene Entscheidungen?  

 

5.5. Professionalität der Mitarbeiter*innen und Arbeitsbedingungen 

 

KERNPUNKTE 

v MONITORING- ASPEKTE: Die Arbeit in der Justizanstalt, insbesondere als 

Justizwachebeamter*in, ist eine herausfordernde Aufgabe. Die Kompetenzen, 

Einstellungen und Verhaltensweisen sowie die Autorität der Anstaltsmitarbeiter*innen 

prägen die Moral der Justizanstalt und damit die Arbeitsbedingungen und Beziehungen 

zwischen den Mitarbeiter*innen und der Anstaltsleitung. Wie die Mitarbeiter*innen die 

Führungsqualitäten der Strafvollzugsverwaltung wahrnehmen und wie zufrieden sie mit 

ihrer Arbeit sind, spielt eine entscheidende Rolle für die Gefängniskultur und das Ausmaß 

der Gewalt in Haft, einschließlich der Gewalt zwischen Mitarbeiter*innen und 

Insass*innen.  

v MONITORING-INSTRUMENTE: Die Professionalität und die Arbeitsbedingungen der 

Mitarbeiter*innen können durch Sammeln von Daten und Informationen (siehe oben § 

4.2.1) sowie durch Umfragen und Befragungen mit Mitarbeiter*innen (siehe oben § 4.3.2; 

4.3.4) effektiv überwacht werden. 

v STANDARDS: Für einen Überblick über Standards zur Professionalität der 

Mitarbeiter*innen und zu den Arbeitsbedingungen siehe oben § 3.2.4. 
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LEITFRAGEN  

 

Beispielfragen für die Bewertung durch NPMs – Professionalität der Mitarbeiter*innen und 

ihre Arbeitsbedingungen  

• Ist die Justizanstalt in Bezug auf Justizwachebeamt*innen unterbesetzt? (Verhältnis 

Mitarbeiter*innen/Insass*innen; Anzahl der Mitarbeiter*innen mit psychosozialen 

Kompetenzen, wie Sozialarbeiter*innen, Psycholog*innen usw.) 

• Wie ist die Rekrutierung und Mitarbeiter*innenauswahl organisiert? Welche 

Kompetenzen sind für Justizwachebeamt*innen vorgesehen?  

• Spiegeln die Personalakten eine angemessene Ausbildung und berufliche Entwicklung zur 

Reduzierung von Gewalt wieder? Welche Themen umfasst die Schulung der 

Mitarbeiter*innen (z. B. Menschenrechte, Behandlung von Personen in einer 

schutzbedürftigen Situation, Konfliktlösung, Präventions- und Vermittlungsfähigkeiten, 

Einsatz von Autorität und Gewalt, dynamische Sicherheit, Abwägen von 

Sicherheitsmaßnahmen, Suizidprävention, psychische Gesundheit)? Wird die Ausbildung 

der Mitarbeiter*innen regelmäßig evaluiert?  

• Wie sehen Mitarbeiter*innenbüros in Bezug auf Beleuchtung, Raum und frische Luft aus? 

Wirken die Mitarbeiter*innen gestresst? 

• Ist eine angemessene Schutzausstattung vorhanden? 

• Welches Bild herrscht in der Öffentlichkeit über den Beruf des/der Justizwache?  

 

Beispielfragen für die Befragungen der Mitarbeiter*innen 

- Was würden Sie einem/einer neuen Kollegen*in empfehlen? Was haben Sie vermisst, als 

Sie in dieser Justizanstalt anfingen?  

- Was macht einen erfolgreichen Arbeitstag für Sie aus? Was motiviert Sie?  

- Wenn Sie das Sagen hätten, was würden Sie an Ihren Arbeitsbedingungen ändern?  

- Was sind die größten Herausforderungen in Bezug auf Ihre Verantwortung gegenüber 

inhaftierten Personen?? Was würden Sie brauchen, um den Herausforderungen besser 

gerecht zu werden? Was ist die größte Herausforderung für diese Justizanstalt?  

- Wie erleben Sie die Anstaltsleitung?  

- Wie gehen Sie emotional mit der Gewalt um, die Sie in Ihrem Arbeitsalltag sehen? 
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Weitere Lektüre 

• A Human Rights Approach to Prison Management (International Centre for Prison 

Studies) 

• Balancing Security and Dignity in Prisons: A Framework for Preventive 

Monitoring (PRI/APT) 

• Combating Ill-treatment in Prisons (CoE) 

• Dignity and Safety in restrictive Detention Regimes (ICRC)  

• European Prison Rules (CoE) 

• Factsheet: Body Searches (PRI/APT) 

• Factsheet: Incident Management and Independent Investigations (PRI/APT) 

• Factsheet: Instruments of Restraints (PRI/APT) 

• Factsheet: Staff Working Conditions (PRI/APT) 

• Guidance Document on the Nelson Mandela Rules (OSCE/ODIHR, PRI) 

• Handbook on 'Dynamic Security and Prison Intelligence' (UNODC) 

• Handbook for 'Prison Leaders' (UNODC) 

• Handbook on ‘The Classification of Prisoners’ (UNODC) 

• Handbuch über den Umgang mit gewaltbereiten extremistischen Gefangenen und die 

Prävention der Radikalisierung zur Gewaltbereitschaft in Haftanstalten 

• Institutional Culture in Detention (PRI/APT)  

• Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen für die Behandlung von Gefangenen 

(UNODC) 

• Omerta, opacite, impunite (Observatoire international des prisons-section française) 

• Preventing and Addressing Sexual and Gender-Based Violence in Places of 

Deprivation of Liberty (OSCE/ODHIR)  

• Prison Bullying and Vicitimisation (University of Birmingham) 

• Prison Health Care and Medical Ethics (CoE) 

• Prison Incident Management Handbook – Corrections (UN)  

• Prisons and health (WHO/UNODC/ICRC/CoE) 

• Reducing Prison Violence (Prison Service Journal) 

• Rights behind bars. Access to justice for victims of violent crime suffered in pre-trial 

or immigration detention. Findings and recommendations (Fair Trials) 

• Sexual Violence in Detention (ICRC) 

• Strafvollzug im Einklang mit den Nelson-Mandela-Regeln – Eine Checkliste für 

interne Kontrollmechanismen (UNODC) 

• Technical Guidance for Prison Planning (UNOPS)  

• Towards Humane Prisons - Prison Planning (ICRC) 
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• Trainer’s Manual on Dynamic Security (CoE) 
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